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Der Heimatdienft 


Der Reihshaushalt und feine Vorgänger 


Don Miniſterialdirektor Dr. Olſcher 


Im Gegenſatz zum Dorjahre iſt es in dieſem Jahre nicht ge- 
lungen, vor Beginn des Rechnungsjahres den Reichsetat parlamen- 
tariſch zu verabſchieden. Es war aus dieſem Grunde bisher die 
Haushaltsführung zunächſt proviſoriſch bis zum 50. Juni 1952 durch 
Notverordnung geregelt worden, in der Erwartung, bis dahin dann 
den Etat durch den Reichstag verabſchieden zu laffen. Die Auflöſung 
des Reichstags hat eine ſolche Verabſchiedung unmöglich gemacht. 
Die Reichsregierung ſtand nunmehr vor der Wahl, durch eine neue 
Notverordnung ein nochmaliges Proviſorium zu ſchaffen und die 
endgültige Regelung 
durch einen ſpäter 
vom Reichstag feſt⸗ 
zuſtellenden Reichs⸗ 
etat abzuwarten oder 
aber ſelbſt einen 
Plan nach Art eines 
Keichsetats für das 
ganze Jahr aufzu⸗ 
ſtellen und dem Herrn 

Reichspräſidenten 
die Inkraftſetzung 
im Wege der Vot⸗ 
verordnung vorzu⸗ 
ſchlagen. Sie hat ſich 


zu dem letzteren 

Wege entſchloſſen, Sy N 

weil es ihr bei un⸗ [ EIN N 

ſerer angeſpannten e 
Finanzlage nicht 

vertretbar erſchien, 


faſt während des 
ganzen Jahres ohne 
feſten Plan zu wirt⸗ 


ſchaften. Denn zu⸗ 
nächſt vergeht noch 
geraume Seit, bis 


der neue Reichstag 
gewählt und zuſam⸗ 
mengetreten ſein 
wird. Dann erfor- 
dern aber erfah⸗ 
rungsgemäß die Etat- 
beratungen im 
Reichstag auch noch 
etwa zwei Monate, 
ſo daß alſo mit der 
Derabjchiedung erft 
im Spätherbſt gerech⸗ 
net werden konnte. 
Es iſt daher vorbe⸗ 
haltlich einer ſpä⸗ 
teren Feſtſtellung 
durch Geſetz jetzt ein ‚il | 
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Geſamtaus⸗ 
gaben 1950 ein- 
ſchließlich der Steuerüberweiſungen an die Länder 11,9 Milliarden 
RM. und 1951 9,4 Milliarden Rm. betragen haben, ſind ſie für 
1952 nur in Höhe von 8,2 Milliarden RM. vorgeſehen. Sie find alſo 
von 1950 bis 1952 um rund 5,7 Milliarden RM. gleich um etwa 
51 v. J. zurückgegangen. Der Ausgabenrückgang verteilt fih auf 
folgende größere Poſten: auf die Reparationslaſten mit rund 
1,2 Milliarden RM., auf die Steuerüberweiſungen an die Länder mit 
rund 0,9 Milliarden RM., auf die Neichsausgaben mit rund 
1,1 Milliarden Rm. 

Die für 1932 vorgefehenen Ausgaben find insbefondere folgende: 
Steuerüberweifungen an die Länder 2114 Mill. RM., Polizeikoſten⸗ 
zuſchuß an die Länder 190 Mill. RM., Kriegsbefchädigtenrenten uſw. 
1117 Mill. RM., für die Invalidenverſicherung rund 400 Mill. RM., 
pa die knappſchaftliche Penſionsverſicherung 95 Mill. RM., für die 

rbeitsloſenfürſorge rund 920 Mill. RM., Perſonalbezüge der Be⸗ 
amten, Angeſtellten und Arbeiter des Reichs 490 Mill. RM., Pen⸗ 
fionen und Wartegelder 265 Mill. RM., Bezüge der Soldaten der 
Wehrmacht 210 Mill. RM., ſächliche Ausgaben der Wehrmacht 
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DieReichsausgaben 
einst und jetzt. 


427 Mill. RM., außerordentliche Schuldentilgung 420 Mill. RM., 
Ablöſung der Markanleihen 287 Mill. RM., Derzinfung der Reihs- 
ſchuld 210 Mill. RM., landwirtſchaftliche Siedlung 50 Mill. RM., 
vorſtädtiſche Keinſiedlung 45 Mill. RM., innere Kriegslaſten einſchl. 
Dithilfe 525 Mill. RM., äußere Kriegslaften 145 Mill. RM., für 
alle übrigen Reichsausgaben rund 600 Mill. Rm. — Hiervon find 
alle ſonſtigen ſächlichen Ausgaben für die Verwaltung, für Waſſer⸗ 
ſtraßen, für Luftfahrt, für Wirtſchaft und Verkehr uſw. zu be⸗ 
ſtreiten. Für die Koften der bevorſtehenden Reichstagswahl find 
2,2 Mill. RM. ange⸗ 
ſetzt. Schließlich iſt 
noch zu erwähnen, 
daß zum Sweck des 
Ausgleichs mit den 
erwarteten Einnah⸗ 
men ein ſogenannter 
Globalabſtrich in 
Höhe von 110 Mill. 
RM. eingeſtellt iſt. 
Er bedeutet, daß von 
den vorgeſehenen 


(1932unlerden Nachwirkungen des Krieges) 


Ausgaben im Der- 

* waltungswege ins⸗ 

2 0 gefamt noh diefe 

N 8 A Summe eingeſpart 
7 werden muß. 

VON Nach Abzug der 


durchlaufenden 
Poſten und nach Ab- 
zug der Derwal- 
tungseinnahmen be⸗ 
anſpruchen von dem 
ſogenannten Su⸗ 
ſchußbedarf: die ſo⸗ 
zialen Ausgaben 
(Sozialverſicherung, 

Arbeitslofenfür- 

forge) über 28 v. H., 
die Kriegsbejchädig- 
tenrenten, Ruhegel⸗ 
der uſw. über 26 
v. B., die Reihs- 
. 
Heer und Marine 
12 v. H., alle 
übrigen Reichsauf⸗ 
gaben noch nicht 16 v. . 

Die Einnah⸗ 
men ſind ebenfalls 
mit rund 8,2 Mill. 
RM. geſchätzt und 
decken damit nach 
dem Plan die vor- 
geſehenen Ausgaben 
ab. Sie entfallen: 
auf Steuern und 


, Reiner Finanzbedarf 1932 Sölle mit rund 7460 
.9,81Mrd.RM Mill. RM., auf Ab- 

(nach Durchführung nachträgl. lieferung der Reichs- 
Abstriche insges. T0 Fi. % poft mit 239 Mill. 
i old Rm., auf Münz⸗ 
prägung 107 Mill. 


- RM., auf Erlös aus 
Verkauf von Keichsbahnvorzugsaktien 100 Mill. RM., auf Beitrag 
der Reichsbahngejellfchaft zu den äußeren Kriegslaſten 70 Mill. RM., 
auf ſonſtige Derwaltungseinnahmen 250 Mill. RM. 


Die Steuern und Zölle find gegenüber dem Vorjahre um rund 
700 Millionen RM. niedriger geſchätzt. Don den wichtigeren 
Steuern und Zöllen find geſchätzt: 


Einkommenſteuer . auf 1650 Mill. RM., geg. das Vorjahr weniger 21 v. H. 


Hörperſchaftsſteuer „ 120 „ P „ 8 „ 60 „ „ 
Kriſenſteuer .eooy 140 „ „ „ n " " 57 „ „ 
Vermögenſteuer „ 280 „ . nm n" „ 19% „ 
Kraftfahrzeugfteuer „ 180 „ „ „ „ " „ 22% „ 
Beförderungsſteuer n 208 „ n nn " " 24 7 „ 
Tabakſteuer en Be " nn „ „ 15% „ 
Bierſteuer „„ 300 „ n nn n " 35 % „ 
Spiritusmonopol ep 130 „ n RA " n" 35 „ „ 
Sölle S e n nn n n Sn „ 
Umſatzſteuer ä 1820 n n n" n > n mehr 86 „ " 


Der Heimatdienft 


Die Erhöhung der 
letzten Steuer erklärt fih aus der mit 
Wirkung vom 1. Januar 1952 ab er⸗ 
folgten Erhöhung des Steuerſatzes von 0,85 
auf 2 v. Ñ. Außerdem iſt neu eingeſtellt die 
Salzſteuer mit 40 Mill. Rm. — Die für 8166 
die Haushaltsführung entſcheidende Frage iſt == 


Schätzung der 


Einsparungen inderReichsverwaltung 
beim Behördenauf wand in Mill.RM 


319 8331 


1918 | 1932 [1952 + 
in Millionen RM. 


Übertrag: |2 313 


(ohne Wehrmacht‘) 3992 |+1679 
Obs 


nun die, ob alle diefe Schätzungen an die 
wirklich im Laufe des Jahres aufkommen⸗ 
den Einnahmen und zu leiſtenden Ausgaben 


ſo nahe herankommen, daß damit ein 
dauerhafter Ausgleich erzielt iſt. Dergegen- 
wärtigt man fih die Entwidlung des abge- 
laufenen Rechnungsjahres, jo muß das mit 
einem ſtarken Fragezeichen verſehen werden. 
Auch vor einem Jahre glaubte man, einen 
dauerhaften Haushaltsausgleich herbeigeführt 
zu haben, und mußte trotzdem das ganze Jahr 
hindurch immer wieder neue Maßnahmen 
ergreifen, um das Gleichgewicht herbeizu⸗ 
führen. Trotz wiederholter Steuererhöhungen, 
trotz mehrfacher Gehaltskürzungen und ſon⸗ 


perso 


Jahr im ordentlichen Haushalt mit einem | 

Fehlbetrage von rund 450 Mill. RM. ab- 
geſchloſſen, und das, obwohl gegenüber den 
in den urſprünglichen Etat eingeſtellten Re⸗ 
parationszahlungen durch das e sae 
jahr eine Ausgabenentlaſtung um 732 
Millionen RM. und durch verſtärkte Silber⸗ 
prägung eine urſprünglich nicht vorge⸗ 
ſehene Einnahme von rund 360 Millionen 
Reichsmark erzielt werden konnte. weiter find durch Dor- 
verlegung von Steuerterminen und teilweiſen Übergang zur 
monatlichen Steuervorauszahlung und durch Fahlung der Be⸗ 
amtengehälter in Balbmonatsraten vorhandene Reſerven aus- 
geſchöpft worden. Hält man ſich dies nüchtern vor Augen, 
ſo muß man mit der Möglichkeit rechnen, daß der Ausgleich 
auch in dieſem Jahre nicht durchhalten wird, und muß ſich 
rechtzeitig darauf einſtellen. Das iſt übrigens eine Tatſache, die 
nicht allein Deutſchland, ſondern die ganze Welt zu ſpüren bekommt. 
In allen Ländern hat ſich die Unmöglichkeit ergeben, in ſolchen 
Kriſenzeiten einen dauerhaft ausgeglichenen Etat zu erreichen. 

3 Dergleicht man nun einmal die Reichsausgaben 1952 mit denen 
früherer Jahre = ergibt fih nach der Finanzſtatiſtik für den reinen 
Finanzbedarf (Ausgaben nach Abzug der durchlaufenden Poſten) des 
Reichs und einiger Länder die auf dem Schaubilde dargeſtellte Der- 
änderung. 

Der ſogenannte Behördenaufwand der Reichshoheitsverwal⸗ 
tungen (ſämtliche perſönlichen und ſächlichen Derwaltungsausgaben 
einſchließlich der Penſionen) hat ſich in den gleichen Jahren wie 
folgt entwickelt: 


Er ift alfo jetzt gegenüber dem Höchſtjahre 1928 um 22 v. B. 


1926 719, 1928 842, 1950 805, 1951 720, 1952 654 Millionen RM. 
geſenkt worden. Die Senkung beruht in 
erſter Linie auf den drei Gehaltskürzungen. 
Aber auch die ſächlichen Ausgaben ſind ſtark 
zurückgeſchraubt worden. Sie betrugen nach 
der Rechnung 1928 195 Millionen und ſind 
für 1952 nur mit 157 Millionen angeſetzt, 
aljo um 30 v. H. geſenkt. 

Im Vergleich mit dem Jahre 1915, nach 
den Ergebniſſen der Reichsfinanzſtatiſtik, 
ergibt fih ohne Berückſichtigung der Geld⸗ 
unterſchiede folgende Gegenüberſtellung für 
das Reich (ogl. auch das Schaubild auf der 
Dorderjeite): 


1913 | 1952 32 + 
in Millionen AM. 


Reiner Finanzbedarf | 2376 | ARE 548 


Steht man hiervon die 
insbeſond. durch den 
Krieg gegenüber 1915 
mehr entſtandenen 
Ausgaben ab, u. zwar 


äußere Kriegslaſten. 


innere 5 + 307 
Kriegsverforgung - .. +1250 
Suſammen: 3992 Li 629 


) Nach Abzug des bereits genannten Global- 
abſtrichs von 110 Mill. 5814. 


Iausgaben 


ſtiger Sparmaßnahmen hat das vergangene (leinschl,Pensionen!) 


1926192719281929193019311932 


Die Ausgaben der öffentlichen Verwaltung 


Reiner finanzbedarf nach Abzug der durchlaufenden Posten 


Schuldendienſt (insbe- 
ſondere durch Repa⸗ 
rationsanleihen und 
Aufwertung der 
Kriegsanleihen ver⸗ 


urſacht Be 218 533 |+ 315 
Wohlfahrtslaften 
(verurſacht insbeſon⸗ 
dere durch die Kapi: 
talvernichtung in⸗ 
folge Inflation 60 |1493 [T1435 
insgeſamt ab 341 3 958 |+3 617 
ſo verbleiben 2 035 |1966 — 69 


Für alle übrigen Aufgabengebiete gibt 
alfo hiernach das Reich bereits weniger aus 
als im Jahre 1915, und zwar, wenn man 
den auf die einzelnen Ausgabentitel noch 
nicht aufgeteilten Globalabſtrich von 110 
Millionen RM. zu obigen rund 70 Mil- 
lionen hinzurechnet, rund 180 Millionen 
Reichsmark. Bei dieſen Aufgabengebieten 
ergeben ſich gegenüber 1915 teilweiſe ſtarke 
Minderausgaben, 3. B. bei der ſtark ver⸗ 
kleinerten Wehrmacht, aber auch Mehr⸗ 
ausgaben, fo z. B. infolge Übernahme der Steuerverwaltung auf das 
Reich, Zahlung von Polizeikoſtenzuſchüſſen an die Länder ujw. Im 
einzelnen ergibt ſich folgendes Bild: 


| 
| 


1915 | 1932 2 + 
in Millionen RM. 


Wehrmacht einſchl. Verſorgunnnngzgz —1 056 
P —TA—TVTbTT0T0T0T0T0TT0TCTdTCTTT T + 192 
Finanzverwaltunnnn gg. 3 + 396 
Wirtſchaft und Berke nʒnn + 298 
Wolnungweſe n + 48 
Bildungsweſ n 5 E 22 
Allgemeine Verwaltung einſchl. Rechtspflege. + 64 
inn ee Tor 33 
insgefamt 2 035 1355 — 69 

dazu Globalabſtrich — 110 — 110 


verbleiben |2035 {1856 — 129 

Die Entlaſtung infolge der geringeren 
Koſten für unſere nach dem Derfailler Ver⸗ 
trag ſtark eingeſchränkte Wehrmacht und 
infolge Derluftes der Kolonien ſteht alfo 
eine faſt gleich hohe Neubelaſtung bei den 
übrigen Aufgabengebieten gegenüber. Durch 
Einſparungen im Laufe des Jahres ſollen 
aber auch hier noch Ausgaben gedroſſelt 
werden. 

Der angeſtellte Vergleich iſt naturgemäß 
nur ein ſehr roher und läßt eindeutige Rück⸗ 
ſchlüſſe nicht zu. Er iſt angeſtellt, um in 
großen Fügen die Ausgabenentwicklung vor 
und nach dem Kriege zu zeigen. Die übrigen 
Vergleiche zeigen mit Eindringlichkeit, daß 
die Surückſchraubung der Reichsausgaben 
auf den Stand der rückläufigen Reichsein⸗ 
nahmen ſich nicht ſo vollziehen kann, wie 
wir wohl alle möchten, nämlich ohne fühl- 
bare Opfer für alle. 

Das deutſche Volk ift ein armes Dolf 
geworden. Es wird in ſeinen öffentlichen 
Ausgaben ſich noch weiter dem anpaſſen 
müſſen, was die über uns und die übrige 
welt hereingebrochene Krife verlangt. Dieſe 
Anpaſſung wird insbeſondere auch durch 
organifatorifhe Maßnahmen in Reich, Län- 
dern und Gemeinden erfolgen müſſen, weil 
die weſentlich geſunkene Steuerkraft einen 
Derwaltungsapparat im bisherigen Umfang 
nicht mehr tragen kann. 
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Der Heimatdienft 


Welches Land gibt am wenigſten aus? 


Don Dr. Arnold Brecht, Miniſterialdirektor, Stellv. Bevollmächtigter zum Reichsrat. 


Dieſe Frage iſt leichter geſtellt als beantwortet. 

Man kann ſtatiſtiſch alle öffentlichen Ausgaben in einem Lande 
— alſo die Ausgaben des Geſamtſtaates, der Gliedſtaaten, der Ge⸗ 
meinden und ihrer Verbände — zuſammenzählen. Man kann dabei 
ſauber alle Zahlungen, die nur Verſchiebungen zwiſchen dieſen Stellen 
ſind, 255 B. zwiſchen Staat und Gemeinde, ausmerzen. Man kann dann 
die sgaben durch die Zahl der Einwohner des Landes dividieren 
und jo die „Ausgaben je Kopf“ 
feſtſtellen. Aber dann weiß man 
noch nicht, ob ein Land ſpar⸗ 
ſamer verwaltet wird als das 
andere. Dazu muß man noch 
eine Reihe anderer Umſtände be⸗ 
rückſichtigen, beſonders die Be⸗ 
völkerungsmaſſierung. 
Überall, wo ſich die Bevölkerung 
dicht zuſammenballt, alfo na= 
mentlich in den Großſtädten über 
100 000 Einwohner, wachſen die 
öffentlichen „Ausgaben je Kopf“. 
Das kommt daher, weil in den 
großen Städten Wohnung und 
Nahrung, Abwendung von feu- 
ersgefahr, von geſundheitlichen 
Gefahren (3. B. Kanalifation), 
von Verkehrsgefahren (Verkehrs- 
polizei)“, Beleuchtung, Schutz 
vor Unruhen und Arbeits- 
loſigkeit uſw., aber auch die 
Gehälter der Beamten (hö— 
heres Wohnungsgeld) größere 
Aufwendungen erfordern als 
bei loſer oder mittlerer länd- 
licher Wohnweiſe. Man kann 
daher die Ausgaben je Kopf 
nur bei Ländern mit gleicher Bevölkerungsmaſſierung vergleichen. 

Unſer erſtes Bild zeigt, wie die öffentlichen Ausgaben von Län⸗ 
dern und Gemeinden in Deutſchland um ſo mehr anwachſen, je eng⸗ 
maſchiger die Menſchen wohnen, und wie ſie um ſo tiefer ſinken, 
je weitmaſchiger die Menſchen leben. Der Zeichner hat die Bevölke- 
rungsdichte in den Maſchennetzen mit großer Genauigkeit zum Ausdruck 
gebracht. Die gleiche rechteckige Fläche, unter der man ſich jedesmal 
einen Quadratkilometer vorſtellen muß, bietet immer ein verſchiedenes 
Bild. Ebenſo verfchieden ift die Geldſäule, die an öffentlichen Aus- 
gaben auf einen Einwohner (den 
man ſich in je einer Maſche vor⸗ 
ſtellen muß) entfällt. Im eng⸗ 
maſchig bewohnten Hamburg be- 
tragen die Ausgaben (ohne Aus- 
gaben des Reiches) 522 RM. je 
Kopf, im weitmaſchig bewohn- 
ten Oldenburg nur 108 RM., 
alſo nur ein Drittel. In Sachſen, 
wo 55 v. H. der Bevölkerung in 
Großſtädten lebt und die hohe 
Durchſchnittszahl von 555 Men- 8 2 
ſchen auf 1 qkm entfällt, betra- z: 2. 
gen die Ausgaben von Land und H — 
Gemeinden je Kopf 187 RM., 
in Bayern, wo nur 18 v. B. in 
den Großſtädten lebt und 
nur 97 Menſchen auf 1 qkm 
entfallen, betragen ſie nur 
155 Ri. je Kopf. Preußen 
mit 55 v. B. Großſtädtern ſteht 
zwiſchen beiden. Es hat ſeine 
Stellung nach dem Kriege ver- 


Ausgaben aus 
Kreditmitteln... 


beſſert. Dor dem Kriege ſtand 
Preußen noch über Sachſen, 
Heſſen und Braunſchweig, jetzt 


ſteht es hinter dieſen dreien. 

Auch die anderen deutſchen Länder halten ſich im allgemeinen 
in der durch die Bevölkerungsmaſſierung gegebenen Rangordnung. 
Ginter Hamburg folgen zuerſt die beiden anderen Hanſeſtädte, und 
ganz am Schluß, noch hinter Oldenburg, ſteht das Land Lippe, in 
dem es nur Orte unter 20 000 Einwohnern gibt. 

Dieſe Reihenfolge der deutſchen Länder in der Höhe ihrer Aus⸗ 
gaben je Kopf ift alfo die Reihenfolge, die fih aus ihrer Bevölke⸗ 
rungsdichte ergibt. 5 

Wenn Preußen ſich rühmen wollte, daß es doppelt ſo ſparſam 
verwalte als Hamburg, weil es nur etwa die Hälfte je Kopf ausgibt, 
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Öffentliche Ausgaben und Bevölkerungs- 
dichte in den deutschen Ländern 


322 Gesamtausgaben pro Kopf 1928 in RM. 
p (Ausgaben des Landes und seiner Gemeinden) 


Großstadtbevölkerung 


Die Gesamtausgaben der großen Staaten 


einschließlich ihrer Gliedstaaten und Gemeinden 


263⁵̊ itmiten E 


schland 


fo wäre das alfo ein ebenſo großer Irrtum wie wenn Lippe oder 
Oldenburg eine ſolche Sprache gegenüber Preußen führen wollten. 
Dafür gibt es einen klaren Beweis. Auch innerhalb eines und des⸗ 
ſelben Landes unterſcheiden ſich die Ausgaben zwiſchen Großſtädten 
und kleinen Gemeinden in der gleichen Weiſe. So ſchwanken 
innerhalb Preußens die Ausgaben der Gemeinden von 77 RM. je 
Hopf in den kleinen kreisangehörigen Gemeinden (einſchließ⸗ 
lich der Kreisausgaben) bis zu 
200 RM. in den Großſtädten oder 
gar 260 RM. in Berlin. Die 
Mittelſtädte ſtehen dazwiſchen. 

Die deutſchen Länder 
haben in Wirklichkeit im we- 
ſentlichen den gleichen Aus⸗ 
gabenſtandard. Das ift kein 
Wunder: denn ſie regeln ja ihre 
öffentlichen Ausgaben im großen 
und ganzen nach den gleichen 
Grundſätzen. Wenn Unterſchiede 
beſtehen, ſo äußern ſie ſich nur 
in kleinen Abweichungen von der 
Skala, die ſich nach der Bevölke⸗ 
rungsmaſſierung ergeben würde. 

Übrigens ſteht es mit 
den öffentlichen Einnahmen 
ähnlich wie mit den Aus 
gaben. Auch ſie ſinken mit 
der abnehmenden Bevölke⸗ 
rungsdichte, und zwar in der 
Regel noch ſtärker als die 
Ausgaben. Daher müſſen die 
Städte trotz ihrer höheren 
Ausgaben noch an das flache 
Land abgeben, und die weit⸗ 
maſchiger bevölkerten Länder 
Bayern, Oldenburg, Mecklenburg, Lippe uſw. erhalten noch die be- 
rühmten Ergänzungszuſchüſſe aus allgemeinen Reichsmitteln ($ 35 
Finanzausgleichsgeſetz) wegen ihrer unter dem Durchſchnitt liegen⸗ 
den Steuereinnahmen. 

Dieſe Gedankengänge werfen ein klärendes Licht auf den Der- 
gleich zwiſchen den Ausgaben der großen Nationen. Das zweite 
Bild vergleicht die deutſchen Ausgaben — diesmal für das ganze 
Keichsgebiet und einſchließlich der Ausgaben des Reichs berechnet — 
mit den Ausgaben von England und Frankreich. Es zeigt, wie die 
deutſchen Ausgaben je Kopf 
weit unter denen von England 
liegen. Sie haben, wenn man 
die Reparationen beiſeite läßt, 
ungefähr dieſelbe Höhe wie die 
Ausgaben Frankreichs. Frank⸗ 
reich iſt aber viel weitmaſchiger 
bewohnt als Deutſchland: die 
deutſche Bevölkerung wohnt im 
Durchſchnitt doppelt ſo dicht 
wie die franzöſiſche; ein dop⸗ 
pelt ſo großer Anteil (50 ſtatt 
15 v. H.) lebt in Großſtädten. 

Wenn beide Länder nach 
gleichen Grundſätzen ihre öffent⸗ 
lichen Ausgaben leiſteten, müß⸗ 
ten alſo die Ausgaben in Frank⸗ 
reich viel niedriger ſein als in 
Deutſchland. Man müßte Eng⸗ 
land mit dem deutſchen Teilge- 
biet Sachſen, Frankreich mit 
Bayern vergleichen, wenn man 
annähernd ähnliche Bevölfe- 
rungsverhältniſſe zugrunde legen 
wollte. Tut man das, ſo ergibt 
ſich für Deutſchland (Sachjen) 
eine öffentliche Ausgabe von 
etwa 510 bis 540 RM. je Kopf gegen 514 RM. in England, und 
entſprechend für Deutſchland (Bayern) eine Ausgabe von 250 bis 
240 RM. je Kopf gegen 265 RM. in Frankreich. Hierbei find 
natürlich in Bapern und Sachſen — abweichend von dem erſten 
Bilde — zu den Ausgaben von Land und Gemeinden die Ausgaben 
des Reichs je Kopf der Bevölkerung hinzugezählt. 

Von den drei Ländern, England, Frankreich und Deutſchland, 
gibt alſo Deutſchland verhältnismäßig am wenig⸗ 
ten aus, und zwar bei weitem am wenigſten. Der 
Unterſchied hat ſich ſeit 1928 durch die Erſparnismaßnahmen der 
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letzten Jahre noch erheblich zugunſten Deutſchlands vergrößert. 
Deutſchland gibt heute in Gebieten, die ähnlich wie Frankreich be⸗ 
völkert ſind, nur weniger als 200 RM. gegen 265 RM. in Frank⸗ 
reich aus, und in Gebieten, die ähnlich wie England bevölkert ſind, 
nur 250 bis 270 RM. gegen 514 RM. in England (alter Pfund- 
kurs, alſo etwa 400 RM. neuer Pfundkurs). 

Im einzelnen verteilen ſich die Ausgaben in ſehr verſchiedener 
Weije, Frankreich verwendet etwa ſechsmal ſoviel wie Deutſchland je 
Kopf an Schuldenzinſen für ſeine inneren Gläubiger und 
etwa vier⸗ bis fünfmal ſoviel für ſeine Wehrmacht, während in 
Deutſchland die ſozialen Ausgaben relativ höher ſind als in 
Frankreich. Dieſe drei Gruppen von Ausgaben — innerer Schulden⸗ 
dienſt, Wehrmacht und ſoziale Ausgaben — ſtehen aber in Wechſel⸗ 
wirkung. Wo hoher innerer Schuldendienſt aufrechterhalten 
werden kann, wie in England und Frankreich — in Deutſchland 
wurde er aus Not in der Inflation auf ein Minimum herabgeſetzt —, 


da fluktuiert privates Kapital; da braucht der Staat nicht als Geld- 
geber, z. B. auf dem Wohnungs- und Hypothekenmarkt, helfend ein- 
zugreifen; ſoziale Not iſt weniger vorhanden und wird leichter durch 
private Fürſorge gemildert. Wo dagegen privates Kapital fehlt, 
wie in Deutſchland, muß der Staat als Kapitalgeber und Fürſorger 
hilfsweiſe eingreifen. Wo eine halbe Million Menſchen im Mili⸗ 
tärdienſt ſteht und hohe Milliardenaufträge für Rüftungen der Jn- 
duſtrie zugute kommen, ſind auf anderen Gebieten weniger Subven⸗ 
tionen erforderlich als in einem Lande, das abgerüſtet hat. Man 
muß daher tatſächlich die Geſamtausgaben vergleichen und darf 
nicht etwa die Ausgaben für Wehrmacht und inneren Schuldendienſt 
vorher abziehen. 

Mag Deutſchland im einzelnen bei der Geſtaltung feiner Aus⸗ 
gaben Fehler gemacht haben: daran kann kein Zweifel fein, daß die 
Einſchränkung der Ausgaben von Staat und Gemeinden in Deutſch⸗ 
land viel weiter geht als in England und Frankreich“). 


Lauſanne 


Die Lauſanner Konferenz bot äußerlich das übliche Bild 
großer internationaler Konferenzen: feierliche Eröffnung, General⸗ 
diskuſſion, Auflöſung in Einzelgeſpräche der Staatsmänner, Wieder⸗ 
zuſammenfaſſung in Vollſitzungen. Auch die Uriſenmomente zeigten 
ſich deutlich. 

Den Auftakt praktiſcher Konferenzarbeit bildete eine Erklärung 
Großbritanniens, Frankreichs, Italiens, Belgiens und Japans über 
die Ausſetzung aller Reparations- und Kriegsſchuldenzahlungen für 
die Dauer der Konferenz. Alle Konferenzbeteiligten waren an ſich 
überzeugt, daß nach dem 1. Juli, d. h. nach dem Ablauf des Hoover⸗ 
moratoriums, weder von Deutſchland, noch von anderen Schuldner⸗ 
ſtaaten fällige Kriegsſchuldenzahlungen geleiſtet werden würden. Es 
erſchien aber wünſchenswert, um einen ungeſtörten Verlauf der Kon- 
ferenz zu ſichern, dieſem Defakto⸗Fuſtand die juriſtiſche Unterlage zu 
geben. Das iſt die Bedeutung der Erklärung vom 17. Juni. Sie 
iſt inſofern noch bemerkenswert, als ſie eine über die Modalitäten 
des Hoovermoratoriums hinausgehende Fahlungsausſetzung darſtellt, 
denn die ſogenannte ungeſchützte Jahreszahlung des Noungplanes 
fällt ebenfalls darunter. Im Gegenſatz zu den Vorgängen bei der 
Durchführung des Hoovermoratoriums hat Frankreich dieſem Poll- 
moratorium raſch zugeſtimmt. Reichskanzler von Papen begrüßte 
dieſe Erklärung als den erſten ſichtbaren Beweis des feſten Willens 
der i die Arbeiten von Lauſanne zu erleichtern und 
zum Erfolge zu führen. Er fügte aber nachdrücklich hinzu: „Es 
wäre verhängnisvoll, wenn dieſe Hoffnung enttäuſcht würde.“ 

Die Generaldiskuſſion hat dann gezeigt, daß, wie zu erwarten 
war, zwiſchen den Reparationstheſen der einzelnen Länder noch be⸗ 
deutende und ſchwerwiegende Derjchiedenheiten beſtehen. Während 
3. B. Deutſchland, England und Italien für die völlige Beſeitigung 
ſämtlicher politiſcher Schulden eintreten, war den Ausführungen 
des franzöſiſchen Miniſterpräſidenten zu entnehmen, daß Frankreich 
fih nur zu einer verhältnismäßigen Anpaſſung der Reparationslaſt 
an die veränderten Wirtſchaftsverhältniſſe in Deutſchland und der 
übrigen Welt bereitfinden würde. 


Reichskanzler von Papen gab eine mit größter Aufmerkſamkeit 
angehörte eingehende Überficht über die ungeheure materielle und 
ſeeliſche Notlage in der Welt und ganz beſonders in Deutſchland. 
Das Keparationsexperiment habe fih als völlig undurchführbar er- 
wieſen und werde in aller Zukunft undurchführbar bleiben. Statt 
wie urſprünglich für Zwecke des Wiederaufbaues beſtimmt, hätten 
die Reparationen nur zerſtörend gewirkt. Ganz im Sinne des tief⸗ 
ernſten Appells des Konferenzpräfidenten MacDonald in ſeiner Er⸗ 
öffnungsrede am Vortage ſchloß der Reichskanzler mit den Worten: 
„Es iſt aber das zwingende Gebot der Stunde, daß wir den Blick 
von der Vergangenheit weg auf die Zukunft richten. Wir ſtehen vor 
dem Abgrund. Die Stunde des Handelns iſt gekommen. Deshalb 
haben wir in Deutſchland noch einmal den Verſuch gemacht, die 
lebendigen, aufbauwilligen Kräfte der Nation zuſammenzufaſſen, 
um dem deutſchen Volke überhaupt die Lebensgrundlagen zu ſichern. 
Die Zeit der kleinen Mittel, der Atempauſen, der Dertagungen iſt 
endgültig vorbei. Wir haben geſehen, wohin uns die Dertagungen 
gebracht haben. Es muß jetzt ganze Arbeit geleiftet werden. Ich 
jehe die große hiſtoriſche Aufgabe dieſer Konferenz darin, aus dem 
verhängnisvollen circulus vitiosus, der die Dergangenheit charak⸗ 
terifiert, endgültig herauszukommen und jo den Weg freizumachen 
für eine poſitive Sufammenarbeit, die uns allein einer beſſeren Zu- 
kunft entgegenführen kann.“ Als zweiter Redner in der allgemeinen 
Diskuſſion legte der franzöſiſche n E ai Herriot den 
Standpunkt Frankreichs dar. Er erkannte durchaus die ſchwierige 
Lage Deutſchlands an und verſicherte, daß Frankreich beſten Willens 
ſei, alles zur Behebung der Weltkriſe Erforderliche zu tun, aber es 
würden auch wieder beſſere Zeiten kommen. Eine Streichung der 
Reparationen würde der Welt nicht aus ihrer gegenwärtigen Miſere 
helfen; fie würde aber für die Gläubigerländer ein ſchweres finan⸗ 


zielles Opfer bedeuten. Nur wenn die politiſche Sicherheit der 
Völker verſtärkt würde, könne eine Wiederkehr des allgemeinen Ver⸗ 
trauens erwartet werden. Es gäbe keinen politiſchen Frieden ohne 
wirtſchaftliche Befriedung der Welt und umgekehrt. Frankreich ſei 
bereit, ſein Beſtes zu tun für den Wiederaufbau Europas und der 
Welt, aber es müſſe diejenige Gerechtigkeit fordern, die es ſelbſt an⸗ 
deren Völkern zubillige. Die Ausführungen des engliſchen Finanz⸗ 
miniſters Chamberlain gipfelten in der Erklärung, daß die engliſche 
Regierung nur von radikalen Entſchlüſſen die Wiederkehr des inter⸗ 
nationalen Vertrauens erwarte und daher ihrerſeits für reinen Tiſch 
einträte. Im gleichen Sinne äußerten ſich die Vertreter Japans und 
Italiens. Don den Vertretern der übrigen Staaten wieſen vor 
allem der belgiſche und jugoſlawiſche auf die Bedeutung der Repa- 
rationseingänge für ihren Staatshaushalt hin. 

Wenn auch die Ausführungen aller Redner, die gegen den 
„dicken Strich durch die Rechnung“ ſprachen, in betont konzilianter 
Form gemacht wurden, ſo trat der Unterſchied der Meinungen doch 
deutlich zutage. $ 

Nach Abſchluß der allgemeinen Diskuſſion hat zunächſt 
Macdonald in ſeiner Eigenſchaft als Präſident der Konferenz den 
Derfuch gemacht, den Standpunkt der deutſchen und franzöſiſchen 
Vertreter zu klären und anzunähern. Bei dieſer Gelegenheit iſt 
deutſcherſeits auch eine ſchriftliche Darlegung der bekannten deut⸗ 
ſchen Anſchauungen über die Unmöglichkeit weiterer Reparations- 
zahlungen ſowie die Erforderniſſe einer Wiederbelebung der inter- 
nationalen Wirtſchaft übergeben worden. Nach dieſer Vorbereitung 
hat dann am 24. Juni ein direkter Gedankenaustauſch zwiſchen der 
deutſchen und der franzöſiſchen Delegation begonnen. Es galt den 
Nachweis zu führen, daß feit dem Dezemberbericht der Bafler Sach- 
verſtändigen ſich auf allen Gebieten von Wirtſchaft und Finanzen 
die Lage fortgeſetzt verſchlechtert hat. Die franzöſiſchen Delegierten 
wieſen ihrerſeits in der Kritik der deutſchen Argumente unter 
völliger Anerkennung der gegenwärtigen deutſchen Notlage darauf 
hin, daß mit dem Aufhören der Wirtſchaftskriſe Möglichkeiten für 
weitere Reparationszahlungen, wenn auch nach Moratorium und in 
bedeutend geringerer Höhe, gegeben ſeien. Wenngleich auch dieſe 
Beſprechungen mit dem deutlich erkennbaren Beſtreben eines Der- 
ſtändniſſes für die beiderſeitigen Verhältniſſe geführt wurden, fo 
bleibt die Unvereinbarkeit der beiden Standpunkte nach wie vor be⸗ 
ſtehen. Der Gläubiger beharrt grundſätzlich auf Zahlungen, die der 
Schuldner nicht zu leiſten vermag. Das Ergebnis der Lauſanner 
Konferenz war zehn Tage nach Eröffnung noch völlig ungewiß und 
unüberſehbar. 

Der Standpunkt Deutſchlands ift der in der großen Kanzlerrede 
dargelegte, daß eine Leiſtungsfähigkeit für Reparationen weder heute 
noch in aller Zukunft mehr gegeben iſt. Es kann nur heißen „Schluß 
mit den Reparationen“, wenn die Welt vor unausdenkbaren Kata- 
ſtrophen bewahrt werden ſoll. Wenn die Lauſanner Konferenz etwas 
von allen bisherigen Reparationskonferenzen unterſchied, ſo war es 
die Erkenntnis, der MacDonald Ausdruck gab, daß die Methode 
internationaler Konferenzen zur Herbeiführung einer Derftändigung 
unter den Völkern vor ihrer ſchwerſten und letzten Erprobung jteht. 
Es war aber auch weiter die Erkenntnis, daß ein Mißerfolg oder auch 
nur ein unzureichender Erfolg der Lauſanner Konferenz tiefſte Ent- 
täuſchung bei allen Völkern hervorrufen und ein nicht wieder gut⸗ 
zumachendes Unglück für die Menſchheit bedeuten würde. 

Es iſt ein hartes und zähes Ringen. Für Deutſchland ſprechen 
unumſtößliche Tatſachen, wirtſchaftliche Geſetze, die kein politiſcher 
Wille umbiegen oder verfälſchen kann. Es handelt ſich heute um den 
Endkampf um das Schickſal Deutſchlands und damit des Schickſals 


*) Die Einzelheiten find in der im Verlage von Teubner ſoeben erſchienenen 
Schrift des Verfaſſers „Internationaler Vergleich der öffentlichen Ausgaben“ 
(Preis 1 RM.) näher erörtert und belegt. 
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der gefamten Welt. Gar zu oft hat man in den vergangenen Jahren 
dies Wort mißbraucht; der blinde Optimismus gewiſſer Gläubiger- 
länder hat immer wieder auf eine ſchließlich doch möglich werdende 
Durchführung unmöglicher Forderungen gehofft. Damit iſt es jetzt 
vorbei. Die Welt hat nur noch die Wahl zwiſchen erlöſendem Ent⸗ 
ſchluß oder Chaos. Die Vertreter Deutſchlands aber brauchen in 
ihrem ſchweren Kampf um die Befreiung des Landes die einmütige, 
unerſchütterliche Unterſtützung der Heimat, wie es Reichskanzler 
von Papen in ſeiner Rundfunkrede vom 18. Juni mit folgenden 
Worten ausgeſprochen hat: 

„Wenn ich als Leiter der jetzigen Reichsregierung hier in Lau⸗ 
ſanne Verſtändnis für die deutſche Not fordere, ſo tue ich dies als der 
vor das Ausland hingeſtellte Vertreter des ganzen deutſchen Volkes. 
Soll die notwendige Einſicht in die Lage unſeres Volkes ſich durch⸗ 
ſetzen, dann muß der Vertreter Deutſchlands in Lauſanne den ge⸗ 
ichloffenen Willen der Heimat hinter fih fühlen, muß das Ausland 
erkennen, daß die jetzige Regierung mit Fug und Recht die Der- 
tretung dieſes geſchloſſenen deutſchen Willens für ſich in Anſpruch 
nimmt. Die Heimat aber muß zu der Reichsregierung das feſte 
Vertrauen haben, daß ſie nicht nur nichts preisgeben wird, was den 
nationalen Notwendigkeiten entſpricht, ſondern daß ſie darüber hin⸗ 
aus für eine poſitive Löſung des europäiſchen Problems alle ihre 
Kräfte einſetzen wird ... Wir find hier, um der Heimat nach un⸗ 
ſerem beſten Wiſſen und Willen zu dienen. Die Heimat muß uns 
helfen, wie ein beſonnener Mann dem Anwalt hilft, dem er die 
Führung eines überaus entſcheidenden Prozeſſes anvertraut hat. Wir 
rufen der Heimat zu, daß nur der geſchloſſene, beſonnene und einheit⸗ 


liche Wille uns helfen kann ... Der beſonnene Wille, das ift die €r- 
kenntnis reifer Staatsbürger und Staatsbürgerinnen, daß dieſe deut⸗ 
ſche Gemeinſchaft den Vorrang vor allen übrigen Fragen hat. Die 
von mir geleitete Reichsregierung wird immer nur das deutſche Volk 
ſehen, nicht aber Parteien oder Klaſſen, und fie wird ihre Arbeit ge- 
tragen ſein laſſen von dem hohen Gefühl der Verantwortung für 
das Dolfsganze. Weiß fie doch, daß es hier und heute um Entſchei⸗ 
dungen geht, die nichts Geringeres bedeuten als die Jukunft unſerer 
Kultur, Rafje und Nation, als die Zukunft der abendländifchen Welt.“ 

Wiederholt hat darum auch Deutſchland eindeutig erklärt, daß 
mit dem Syſtem der Reparationen Schluß gemacht werden müſſe, und 
daß auch eine wie immer geartete Abſchlußzahlung für Reparations- 
zwecke nicht in Frage kommen könne. Nur dann könne es Vertrauen 
in der Welt geben, wenn die Diskrimination (Benachteiligung) 
Deutſchlands durch den Derfailler Vertrag beſeitigt würde. Sei aber 
die Gleichberechtigung Deutſchlands in allen entſcheidenden Fragen 
widerhergeſtellt, dann würde Deutſchland an der allgemeinen An- 
ſtrengung zum Wiederaufbau der Weltwirtſchaft pofitiv mitarbeiten 
können. Sur weiteren Beratung der ſchwebenden Fragen wurden 
am 29. Juni zwei Ausſchüſſe eingeſetzt, die verſuchen ſollen, eine 
Grundlage für eine derartige Regelung zu finden. Es iſt der Plan 
aufgetaucht, eine gemeinſame Kaſſe für den Wiederaufbau Europas 
zu ſchaffen, an der ſich ſämtliche Mächte mit einem noch feſtzuſetzen⸗ 
den Betrage beteiligen ſollen. Wie ſich die Beratungen geſtalten, 
und ob ſie zu einem für Deutſchland tragbaren Ergebnis führen 
werden, läßt ſich noch nicht abſehen. Schwer lösbare Probleme gibt 
jedenfalls auch dieſer Vorſchlag auf. 


Die Abrüſtungskonferenz in Genf 


Während der letzten Wochen haben ſich die Verhandlungen der 
Abrüſtungskonferenz in der Form von Beratungen der techniſchen 
Kommiſſionen vollzogen, deren ſpezieller Charakter es dem politiſchen 
Beobachter erſchwert, ihnen zu folgen und ihre Ergebniſſe zu wür⸗ 
digen. Was iſt in den letzten Wochen auf der Abrüſtungskonferenz 
geſchehen d 

Am 22. April hat die Generalkommiſſion der Konferenz eine Re⸗ 
ſolution angenommen, die das Prinzip der ſogenannten qualitativen 
Abrüſtung, d. h. der Beſeitigung beſtimmter Waffenarten annahm 
und die techniſchen Kommiſſionen der Konferenz beauftragte, zu 
unterſuchen, welche Waffen für die qualitative Abrüſtung in Frage 
kämen. Die Entſcheidung hierüber ſollte von der Frageſtellung aus⸗ 
gehen, welche Waffen einen beſonderen Offenſivcharakter haben, die 
ſtärkſte Wirkung gegen die nationale Verteidigung ausüben und am 
bedrohlichſten für die Zivilbevölkerung find. Der Sinn der qualita- 
tiven Abrüſtung, die auf Grund einer amerikaniſchen Initiative be⸗ 
ſchloſſen wurde, iſt, daß die eigentlichen Angriffswaffen des moder- 
nen Krieges beſeitigt oder doch weſentlich reduziert werden ſollen. 
Dadurch ſollen die Mittel der Verteidigung gegenüber den Mitteln 
des Angriffs die Überlegenheit erhalten und damit auch die Sicher⸗ 
heit der Staaten vermehrt werden. Die techniſchen Kommiſſionen 
der Konferenz (für Landrüſtungen, Seerüſtungen und £uftrüftungen) 
machten ſich, dem erhaltenen Auftrag entſprechend, ans Werk, um 
jede auf ihrem Gebiet feſtzuſtellen, welche Waffen erſtens beſonderen 


Offenſivcharakter haben, zweitens die ſtärkſte Wirkung gegen die 


nationale Verteidigung ausüben und drittens am bedrohlichſten für 
die Zivilbevölkerung find. Die Verhandlungen vollzogen fih in der 
Form, daß jede der drei Kommiffionen Expertenkomitees ernannte, 
die Fragebogen und Antwortentwürfe aus arbeiteten. Darauf nahmen 
die Kommiſſionen ſelbſt das von den Experten bearbeitete Material 
in die Hand. i 

Das Ergebnis dieſer beinahe zwei Monate andauernden tech⸗ 
niſchen Verhandlungen war ſchließlich je ein Bericht der drei Kom⸗ 
miſſionen an die Generalkommiſſion der Konferenz. Dieſe Berichte 
faſſen die Ergebniſſe der komplizierten Verhandlungen zuſammen 
und bedeuten ſomit das Reſultat der Verhandlungen der Ab- 
rüſtungskonferenz zwiſchen dem 22. April und etwa Mitte Juni. 
Man kann es mit wenigen Worten charakteriſieren: Es iſt negativ. 
Auf keinem der drei Gebiete der Rüftungen, weder auf dem der 


Land- noch auf dem der See-, noch auf dem der Luftrüſtungen hat 


man ſich darüber einigen können, welche Waffen des modernen 
Krieges als eigentliche Angriffswaffen zu gelten haben. Dement⸗ 


ſprechend enthalten die genannten Berichte der drei Kommiſſionen 


an die Generalkommiſſion keine gemeinſamen Schlußfolgerungen, 
en reihen einfach die fih meiſt direkt widerſprechenden, während 
er Verhandlungen von den einzelnen Staaten vorgebrachten An- 
ichten nebeneinander. Wenn die Generalkommiſſion die Frage der 

ſeitigung beſtimmter Waffenarten von neuem zur Verhandlung 
bringt, wird fie deshalb mit den Dorarbeiten der techniſchen Kom⸗ 
miſſionen wenig anfangen können, um die Waffen zu bezeichnen, 
die benötigt werden ſollen. 


Waren nun alſo die Verhandlungen der techniſchen Kommiſſionen 
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über die Beſtimmung der Angriffswaffen zwecklos? Keineswegs. 
Vom deutſchen Standpunkt iſt zunächſt zu ſagen, daß die deutſchen 
Vertreter bei dieſen Verhandlungen immer wieder Gelegenheit 
hatten, auf den Derſailler Vertrag als das Muſter und das 
Vorbild für die allgemeine Abrüſtung hinzuweiſen. Im Per- 
ſailler Vertrag ſind Deutſchland beſtimmte Waffen, und zwar die 
entſcheidenſten Waffen des modernen Krieges, die geſamte flug- 
waffe, die Tanks, die ſchwere Artillerie, Unterſeeboote, die Groß⸗ 
kampfſchiffe über 10 000 Tonnen verboten worden. In der berüch⸗ 
tigten Mantelnote vom 16. Juni 1919 iſt ausdrücklich geſagt, daß 
die deutſche Entwaffnung Deutſchland eine militäriſche Angriffs- 
politik unmöglich machen ſolle. Daraus folgt eindeutig, daß man 
Deutſchland die modernen Angriffswaffen, diejenigen mit denen 
ein moderner Krieg entſchieden wird, nehmen wollte. Die deutſchen 
Vertreter in den techniſchen Kommiſſionen der Abrüſtungskonferenz 
wieſen deshalb immer wieder darauf hin, daß die e e des 
Derfailler Vertrages zum Ausgangspunkt der qualitativen Ab⸗ 
rüſtung im Rahmen der allgemeinen Abrüſtung gemacht werden 
müſſen, d. h., daß dieſelben Waffen, die Deutſchland verboten feien, 
allgemein verboten werden müßten. Die Logik dieſes Standpunktes 
iſt unangreifbar. Die franzöſiſchen Vertreter ſahen ſich denn auch 
verſchiedentlich genötigt darauf zu erwidern, daß Deutſchland im 
Derfailler Vertrag nicht nur Angriffswaffen, ſondern auch Per- 
teidigungswaffen verboten worden ſeien. Die Vertreter, beſonders 
Frankreichs, aber auch die anderen Staaten ſuchten mit langen tech⸗ 
niſchen Begründungen nachzuweiſen, daß z. B. ſchwere Geſchütze 
über 10,5 em, daß Tanks, ſelbſt ſolche von 50 und mehr Tonnen 
Gewicht, daß Großkampfſchiffe von 55 000 Tonnen, daß ſchwere 
Bombenflugzeuge, deren Bomben ganze Städte zerſtören könnten, 
feine Angriffswaffen im Sinne der Refolution der Generalkommiſſion 
vom 22. April 1952 ſeien. Alle die Kriegswerkzeuge, die Deutſch⸗ 
land im Derſailler Vertrag verboten find, um ihm „eine militäriſche 
Angriffspolitik unmöglich zu machen“, verwandelten ſich in den 
Diskuſſionen der techniſchen Kommiſſionen der Abrüſtungskonferenz 
in harmlofe Inſtrumente der Landesverteidigung, in reine Derteidi- 
gungswaffen! Die Konfequenz, die ſich daraus logiſcherweiſe er- 
gibt, hat ein bekannter Genfer Journaliſt gezogen, indem er ſagte, 
entweder müſſe man die Waffenverbote des Derfailler Vertrages 
allgemein machen, d. h. die Deutſchland verbotenen Waffen müßten 
allen Staaten verboten werden, oder aber man müſſe Deutſchland alle 
diejenigen Waffen geſtatten, die die anderen Staaten als defenſiv, 
als nur zur Verteidigung geeignet und für ihre Landesverteidigung 
als unentbehrlich bezeichnen. Damit hat der le Journaliſt 
allerdings den Nagel auf den Kopf getroffen. Deutſchland fordert 
in Genf die Gleichberechtigung auf dem Gebiete der Landesverteidi⸗ 
gung. Es will, daß dieſe Gleichberechtigung dadurch herbeigeführt 
wird, daß die anderen Staaten dieſelben Beſchränkungen auf ſich 
nehmen, die Deutſchland ſeit zwölf Jahren trägt, daß fie u. a. auf 
dieſelben Waffen verzichten, die Deutſchland verboten ſind. Der mehr⸗ 
fach zitierte Beſchluß der Generalkommiſſion vom 22. April, der 
das Prinzip der qualitativen Abrüſtung, d. h. der Abrüſtung durch 
Beſeitigung beſtimmter Waffenarten feſtlegt, entſpricht im Prinzip 
dieſer deutſchen Forderung. Wenn aber nun die Abrüſtungskonferenz 
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diejenigen Waffen, die Deutſchland verboten ſind oder einen Teil 
derſelben als Defenſivwaffen bezeichnet und ſie damit der Abrüſtung 
entzieht, ſtellen ſich die anderen Staaten von ſelbſt vor die Frage, 
ob denn die Worte defenſiv und offenſiv einen verſchiedenen Sinn 
haben, je nachdem ob ſie auf Waffen angewendet werden, die ſich in 
den Händen Deutſchlands oder auf ſolche, die ſich in Händen anderer 
Staaten befinden. Die Frage der deutſchen Gleichberechtigung wird 
dadurch in aller Form geſtellt. Die deutſchen Vertreter in den tech⸗ 
niſchen Kommiſſionen haben darüber keinen Zweifel gelaſſen. 

Inzwiſchen ift von dem Präfidenten der Vereinigten Staaten 
ein neuer Abrüſtungsplan der Konferenz vorgelegt worden. Er ſieht 
die Beſeitigung eines Drittels bzw. eines Viertels aller Uriegsſchiffe, 
die Beſeitigung der ſchweren Bombenflugzeuge, der ſchweren Ge⸗ 
ſchütze uſw. vor. Die Vereinigten Staaten haben ſich damit wiederum 
auf den Boden der Abrüſtungsmethoden des Derjailler Vertrages ge⸗ 


ſtellt, und in der Botſchaft Hoovers wird der Derfailler Vertrag aus⸗ 
führlich als Muſter der Abrüſtung bezeichnet. Im ganzen geſehen 
kann man ſagen, daß heute alle Großmächte außer Frankreich das 
Prinzip, daß die allgemeine Abrüſtung ſich nach dem Muſter des 
Derſailler Vertrages vollziehen muß, angenommen haben. Dies ift ein 
bedeutſamer Fortſchritt und ein weſentlicher Erfolg der deutſchen 
Abrüſtungstheſe in Genf. Voch ſträubt ſich Frankreich als einzige 
Großmacht, fichi auf denſelben Weg zu begeben. Noch ijt niht ficher, 
ob die allgemeine Abrüſtung Tatſache werden wird, noch ſind die 
Schwierigkeiten rieſengroß, aber ſie ſind vielleicht doch nicht un⸗ 
überwindbar. Das deutſche Volk muß nach wie vor mit voller Auf⸗ 
merkſamkeit und zäher Geduld nach Genf blicken, wo der Prozeß um 
die deutſche Gleichberechtigung auf dem für das Leben des deutſchen 
Volkes fo entſcheidenden Gebiete der Landesverteidigung feit 
Monaten im Gange iſt. ET 


Die Förderung des freiwilligen Arbeitsdienſtes 


Von Miniſterialrat Dr. A. Wende 


3. 

Als ein Mittel, die Folgen der Arbeitsloſigkeit zu mildern, 
hatte die Gutachterkommiſſion zur Arbeitsloſen⸗ 
frage im April 1951 die Förderung des freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes empfohlen. Dabei war ſie u. a. von folgenden Erwägungen 
ausgegangen. Die lange Dauer der Arbeitsloſigkeit bedingt faſt 
zwangsläufig ein Abſinken der Arbeitsloſigkeit und Arbeitsbereit⸗ 
ſchaft der im Charakter noch ungefeſtigten jüngeren Arbeiter. Der 
freiwillige Arbeitsdienſt erſcheint als ein Weg, der eine mannigfal⸗ 
tige Initiative zur Bereitſtellung und Leiſtung von Arbeit auf ſich 
ziehen könnte und auch in der jüngeren Generation Anklang finden 
würde. Seeliſch bedeutet die Möglichkeit ſolcher Arbeit für den 
Arbeitsloſen die Beſeitigung des Gefühls, überflüſſig zu ſein. Sie 
wirkt der Entmutigung entgegen und ſtellt ihn vor eine Aufgabe, 
deren Erfüllung von ſeinem freien Entſchluß abhängt. 

Die Regierung hat dem Dorfchlag der Kommiſſion entſprochen 
und im Rahmen der zweiten Verordnung des Keichspräſidenten zur 
Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen vom 5. Juli 1951 durch 
een des $ 159 a in das Geſetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitsloſenverſicherung der Reichsanftalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitsloſenverſicherung die Aufgabe übertragen, den frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſt zu fördern. Die näheren Beſtimmungen hat 
der Reichsarbeitsminifter unter dem 25. Juli 1951 als Derord- 
nung über die Förderung des freiwilligen Ar⸗ 
beitsdienſtes (Neichsgejegblatt I S. 398 ff.) erlaſſen. Sie 
bildet zuſammen mit den Erläuterungen des Präſidenten der Reihs- 
anſtalt vom 29. Juli 1951 (Reichsarbeitsblatt I S. 180) die rehte 
liche Grundlage für die Durchführung des freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes. Für den freiwilligen Arbeitsdienſt bei landwirtſchaftlichen 
Siedlungen ermöglicht die vor kurzem in Kraft getretene Ergän⸗ 
zungsverordnung des Reichsarbeitsminiſters vom 25. Mai 1932 
(Reichsgeſetzblatt I S. 251) einen verſtärkten und vereinfachten Ein- 
ſatz. Auch hierzu hat die Reichsanftalt Erläuterungen veröffentlicht 
(Reichsarbeitsblatt I S. 96), deren Kenntnis zum Derftändnis der 
rechtlichen Tragweite der neuen Derordnung nötig ift. 


II. 

Nach dieſen Beſtimmungen iſt die Rechtslage in großen Zügen 
die folgende: Gegenſtand 545 ee en 
dienſtes können nur gemeinnützige zuſätzliche Arbeiten fein. Der 
freiwillige Arbeitsdienſt darf daher nicht Arbeiten an ſich ziehen, die 
im freien Arbeitsverhältnis durchgeführt werden können. Auch der 
Durchführung als Notſtandsarbeit ift in jedem Falle der Vorzug 
zu geben. Der Begriff der Gemeinnützigkeit iſt nicht engherzig aus⸗ 
zulegen. Arbeiten, die in erſter Linie einem beſtimmten Dee 
freis (Mitgliedern von Derbänden und Genoſſenſchaften, Hilfs- 
bedürftigen) zugute kommen, find daher zuläſſig, ſofern die All- 
gemeinheit ein weſentliches Intereſſe an der Ausführung hat. 

Der Kreis der Arbeitsdienſtwilligen, die während 
des Arbeitsdienſtes eine Unterſtützung aus Mitteln der Reichsanftalt 
oder des Reichs erhalten können, umfaßt die Empfänger von ver⸗ 
ſicherungsmäßiger Arbeitsloſenunterſtützung und von Krifenunter- 
ſtützung ohne Kückſicht auf Lebensalter und arbeitsloſe Jugendliche 
unter 21 Jahren, die nur deshalb keine Arbeitsloſenunterſtützung 
erhalten, weil ihnen ein realiſierbarer familienrechtlicher Unterhalt 
zuſteht ($ 87 Abſ. 2 des Geſetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitsloſenverſicherung), oder weil ſie das vorgeſchriebene Alter für 
die Kriſenunterſtützung (21 Jahre) noch nicht erreicht haben. Dazu 
kommen Wohlfahrtserwerbsloſe, deren Unterſtützung die Wohlfahrts- 
ämter übernommen haben. Andere Perſonen können zum frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſt zugelaſſen werden, aber keine Unterſtützung 
aus öffentlichen Mitteln erhalten. Jedoch ſind ſie ebenſo wie die 


buch gutgeſchrieben wird. 


förderungsfähigen Perſonengruppen gegen Krankheit und Unfall ver⸗ 
ſichert. Auch die Siedlungsgutſchrift im Reichsſchuldbuch, von der 
noch die Rede fein wird, wird ihnen unter den gleichen Doraus- 
ſetzungen gewährt wie den förderungsfähigen Arbeitsdienſtwilligen. 

Die Unterſtützung kann entweder als Individualunter⸗ 
ſtützung gezahlt oder als Pauſchalforderung vereinheitlicht werden. 
Das Letztere geſchieht in 90 v. H. aller Fälle, iſt alſo die Regel. 
Dabei wird die Unterſtützung zumeiſt nicht unmittelbar dem Arbeits⸗ 
dienſtwilligen ausgehändigt, ſondern dem Träger der Arbeit aus⸗ 
gezahlt. Dieſer leitet die Unterſtützung entweder in bar an den 
Arbeitsdienſtwilligen weiter oder bietet ihm dafür neben einem 
Taſchengeld Unterkunft und Verpflegung, insbeſondere im Rahmen 
einer Lagergemeinſchaft. Der in der Verordnung vorgejehene 
Pauſchalſatz von 2 RM. wochentäglich ift nur ein Höchſtſatz. Im 
Keichsdurchſchnitt beträgt der Förderungsſatz für das Tagewerk 
eines Arbeitsdienſtwilligen 1,70 RM. Die Pauſchalförderung iſt auf 
die Dauer von 20 Wochen begrenzt. 


Träger der Arbeit dürfen nur Körperſchaften des öffent- 
lichen Rechts oder ſolche Vereinigungen und Stiftungen ſein, die 
nach ihrem Verbandszweck gemeinnützige Ziele verfolgen, ferner Der- 
einigungen, die Gruppen von Arbeitsdienſtwilligen für Arbeiten des 
freiwilligen Arbeitsdienſtes zuſammenfaſſen. Neben die Träger der 
Arbeit als die Stellen, für deren Rechnung und unter deren Der- 
antwortung die Arbeiten ausgeführt werden, treten in vielen Fällen 
beſondere Träger des Dienſtes, die die Arbeitsdienſtfrei⸗ 
willigen zuſammenfaſſen, für die Arbeit zur Verfügung ſtellen und 
während der Arbeit körperlich und geiſtig betreuen. Hierfür kommen 
Organiſationen aller Art und auch beſondere, für dieſe Zwecke ge⸗ 
fchaffene Verbände in Frage. Als Träger des freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes dürfen nur ſolche Verbände zugelaſſen werden, die Gewähr 
bieten, daß die Zuſammenfaſſung von Arbeitsgruppen im frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſt nicht für politiſche oder ſtaatsfeindliche Zwecke 
mißbraucht wird. Im übrigen ſpielt die politiſche Zielſetzung der 
Träger keine Rolle. 

Die Entſcheidung über Anerkennung und förde- 
rung der Arbeiten trifft der Vorſitzende des Landesarbeitsamtes, in 
deſſen Bezirk die Arbeit ausgeführt werden ſoll, im Benehmen mit 
einem Ausſchuß des beim Landesarbeitsamt beſtehenden Derwal- 
tungsausſchuſſes. Für die Unterſtützung der beteiligten Arbeits⸗ 
dienſtwilligen, auch der von auswärtigen Arbeitsämtern über⸗ 
wieſenen, iſt das Arbeitsamt des Dienſtortes zuſtändig. 

Um die Siedlung für Arbeitsdienſtwillige zu erleichtern, iſt vor⸗ 
geſehen, daß Arbeitsdienſtwilligen, die bei volkswirtſchaftlich wert⸗ 
vollen Arbeiten 12 Wochen beſchäftigt worden ſind, mit Wirkung 
von Beginn ihrer Beſchäftigung ein Betrag von 1,30 RM. für jeden 
Wochentag der Beſchäftigung fortlaufend im Reichsſchuld ⸗ 
Dieſe Beträge können zum Er⸗ 
werb einer Siedlerſtelle, zur Errichtung eines Eigenheims oder als 
Beitrag zu den Koſten einer Siedlerſchulung verwendet werden. 

Für den freiwilligen Arbeitsdienſt bei landwirtſchaft⸗ 
lichen Siedlungen iſt durch die vor kurzem erlaſſene Er⸗ 
gänzungsverordnung des Keichsarbeitsminiſters der Kreis der förde- 
rungsberechtigten Dertonen auf alle Arbeitslofen unter 25 Jahren 
ausgedehnt worden. Die Arbeitnetzmereigenſchaft des Arbeitslojen 
ift hier ebenſowenig Vorausſetzung für die Förderung wie der Be- 
ſitz der Anwartſchaft auf Arbeitsloſenunterſtützung bei den Arbeit- 
nehmern. Jedoch ſind Perſonen, die offenbar nicht ‚hilfsbedürftig 
find oder für die außerhalb des Arbeitsdienites Beſchäftigungsmög⸗ 
lichkeiten, insbeſondere in landwirtſchaftlichen Betrieben, beitehen, 
von der Förderung ausgeſchloſſen. Die Förderungsdauer kann bis 
zur Beendigung der Arbeiten, für die der Arbeitsdienſt eingeſetzt iſt, 
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im Höchſtfalle bis zu 40 Wochen ausgedehnt werden. Um das Pere 
fahren nach Möglichkeit zu beſchleunigen, hat man auf dem Gebiet 
der landwirtſchaftlichen Siedlung die Entſcheidung über An⸗ 
erkennung und Förderung der Arbeiten dem Dorſitzenden des Ur- 
beitsamts übertragen. 


III. 


Die Erfahrungen, die bisher mit dem freiwilligen Arbeits- 
dienſt gemacht worden ſind, ſind im allgemeinen recht befriedigend. 
Über 60 000 Arbeitsdienſtwillige find zur Zeit in ihm beſchäftigt. 
Mehr als die Hälfte iſt bei Arbeiten tätig, denen ein unmittelbarer 
volkswirtſchaftlicher Nutzen zuzuſprechen iſt, während der Reſt auf 
Arbeiten entfällt, die wie Arbeiten zur Hebung der Dolfsgejundheit 
mittelbar der Volkswirtſchaft nützen. Die Arbeitszeit beträgt 
im allgemeinen ſechs bis ſieben Stunden und läßt Raum für geiſtige 
Schulung und ſportliche Betätigung, die die Freizeit ausfüllen und 
die Arbeit finnvoll ergänzen follen. Die von den Arbeitsdienſt⸗ 
willigen erzielten Leiſtungen werden gegenüber den Leiſtungen 
freier Arbeiter auf 75—80 v. B. geſchätzt. Dieſes Ergebnis ift nicht 
ungünſtig, wenn man die kürzere Arbeitszeit und die Ausfalltage be⸗ 
rückſichtigt und vor allen Dingen in Betracht zieht, daß die Arbeits⸗ 
dienſtwilligen oft ſchlecht ernährt zur Arbeit kommen und ſich viel⸗ 
fach an die ihnen fremde Tätigkeit erft gewöhnen müſſen. Führer⸗ 


ſchulung und Führerausleſe treten in ihrer Bedeutung für den frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſt immer mehr hervor. 


IV. 


Wie die Reichsregierung bei Veröffentlichung der letzten Not⸗ 
verordnung zum Ausdruck geraat hat, wendet fie dem weiteren 
Ausbau des freiwilligen Arbeitsdienſtes ihre be- 
fondere Aufmerkſamkeit zu und hält feine Ausgeſtaltung insbefon- 
dere für die Jugendlichen für unentbehrlich. Im Intereſſe der ge- 
ſamten Wirtſchaft ſoll aber der freiwillige Arbeitsdienſt nach wie 
vor auf zuſätzliche Arbeiten beſchränkt bleiben, damit er den nötigen 
Lebensraum der freien Wirtſchaft nicht behindert. Im Einklang 
mit dieſer Stellungnahme hat die Keichsregierung die Mittel für 
den freiwilligen Arbeitsdienſt beträchtlich verſtärkt. Mit den Mit⸗ 
teln der Reichsanſtalt und der Uriſenfürſorge find im Haushalts- 
jahr 1952 für den freiwilligen Arbeitsdienſt 50 bis 55 Mil- 
lionen RM. bereitgeſtellt. Vorausſetzung für eine ſtarke Ausdeh⸗ 
nung des freiwilligen Arbeitsdienſtes iſt allerdings, daß auch die 
Materialkoſten aufgebracht werden können, die bei volkswirtſchaftlich 
wertvollen Arbeiten meiſt das Mehrfache der vom Reich zur Derfü- 
gung geſtellten Unterſtützungsſummen betragen. Das wird bei Er⸗ 
örterungen über den Arbeitsdienſt und ſeine Möglichkeiten leider 
oft überſehen. 


Goethe in der Buchkunſt der Welt 


Unter den unzähligen Deranftaltungen im Soethejahr ift die 
Ausſtellung „Goethe in der Buchkunſt der Welt“ vielleicht 
eine der intereſſanteſten. Hier wird nicht Goethe in ſeiner Um⸗ 
welt gezeigt, in feinen Beziehungen zu Zeitgenofjen und Ort- 
ſchaften, ſondern hier ſpricht unter Ausſchaltung alles Hiſtoriſchen 
und Lokalen das Werk Goethes zu den Lebenden, und zwar in einer 
Breite, die den ganzen ziviliſierten Erdball umſpannt. Noch nie — 
und darin liegt das Neuartige dieſer Kulturſchau — iſt es unter⸗ 
nommen worden, einem einzigen Dichter eine internationale 
Ausſtellung moderner Buchkunſt zu widmen. Es war darum ein 
kühner Derfuch, Verleger, Drucker und Künftler der Kulturwelt auf 
den Namen eines Großen des Geiſtes zu vereinigen, aber, wie das 
Ergebnis offenbart, hat er ſich glänzend bewährt. Einige Zahlen 
mögen das kurz illuſtrieren. Aus 27 Staaten liegen Ausgaben 
Goetheſcher Werke in 56 Sprachen aus, 592 zeitgenöſſiſche Künſtler, 
550 Verleger und 452 Drucker find mit ihren Leiſtungen vertreten 
und legen Zeugnis von der Ehrfurcht ab, die das Genie Goethes 
in Oſt und Weſt, Nord und Süd bei allen Völkern genießt. Daß 
Leipzig, der Sitz des Vereins deutſcher Buchkünſtler, des Börſen⸗ 
vereins der deutſchen Buchhändler und des deutſchen Buchgewerbe⸗ 
vereins, fih diefe eigenartige Form der Goethe-Ehrung erſann, iſt 
eine aus ſeinen kulturellen Beſtrebungen herauswachſende Tat, die 
nach dem glücklichen Gelingen der erſten internationalen Buchkunſt⸗ 
Ausſtellung vor fünf Jahren nun von neuem feinen Ruf als Bud- 
ſtadt beſtätigt. Wie damals, fo hat auch jetzt der Vorſitzende des 
Vereins der deutſchen Buchkünſtler, Profeſſor Hugo Steiner, 
Prag, durch ſeine umſichtige Organiſation des Ganzen einen weſent⸗ 
lichen Anteil am Zuftandefommen und Erfolg des Unternehmens. 

Die Ausſtellung umfaßt drei Abteilungen. Die erſte enthält 
das Werk Goethes in jener Geſtalt, wie jedes Volk durch ſeine 
Verleger es fih zu eigen machte. Man hat bewußt Älteres aus- 
geſchaltet und nur Bücher berückſichtigt, die in den letzten dreißig 
Jahren erſchienen ſind. Natürlich war für die Auswahl allein der 
buchkünſtleriſche Geſichtspunkt maßgebend. Es zeigt ſich dabei, wie 
mannigfaltig der Geſchmack bei den einzelnen Nationen variiert. 
Überraſchend ſchön und eigenartig wirken die arabiſchen Ausgaben 
von „Werthers Leiden“ und „Fauſt“ im modernen Ägypten. Das 
ſind überhaupt die beiden Dichtungen Goethes, welche auch heute 


noch ſich im Ausland der meiſten Verbreitung erfreuen. Als drittes 
Werk kommt „Hermann und Dorothea“ hinzu. Im Türkiſchen findet 
man noch die „Iphigenie“, im Armeniſchen den „Götz“, im Hebräifchen 
den „Taſſo“, und Japan legt ſogar in neunzehn Bänden die ge⸗ 
ſammelten Werke vor. ; 

Die zweite Abteilung „Hundert Drucker in aller Welt“ entſtand 
aus einer Anregung der Ausſtellungsleitung an die Druckereien ver⸗ 
ſchiedener Länder, irgendeinen charakteriſtiſchen, von ihnen ſelbſt 
gewählten und auf ihr Land bezüglichen Ausſpruch Goethes in der 
Sprache ihres Volkes typographiſch zu geſtalten. Mit einer außer⸗ 
ordentlichen Begeiſterung wurde dieſer Gedanke aufgenommen und 
verwirklicht. Trotz der verwirrenden Fülle von Einblattdrucken doch 
Einheit und Ruhe, da alles gipfelt in einem einzigen großen Be⸗ 
kenntnis zu dem Menſchen, der die Welt bedeutet. Natürlich weiſen 
die deutſchen Drucke die größte Mannigfaltigkeit in Satz und Type 
auf. Vornehm, ſachlich und geſchmackvoll wirken die Druckproben 
der engliſchen Preſſen, ganz beſonders den verwöhnteſten bibliophilen 
Anſprüchen genügend „Iphigenie“ und „Taſſo“ der Doves Preß. 
Sehr reichhaltig, meiſt in zwei Farben gehalten, iſt die italieniſche 
Gruppe von Rafaello Bertieri in Mailand beſchickt. 

Ahnlich wie die Drucker, reagierten die internationalen Künſtler 
auf die Anregung, eine Szene zum „Fauſt“ zu illuſtrieren. Die von 
ihnen eingeſandten Radierungen, Zeichnungen, Bolsfchnitte und 
Aquarelle, unter denen ſich außer Blättern der namhaften erſten 
deutſchen Künftler ausländiſche, wie Maſereel, Mariette Lydis, 
Edy Legrand, Nicolas Eekmann und viele andere befinden, bilden 
für fih eine Huldigung an Goethe in der Abteilung „Hundert 
Graphiker der Welt“. Auch dieſe Abteilung bietet manches Feſſelnde. 
Vor allem überraſcht die außerordentliche Mannigfaltigkeit der Auf⸗ 
faſſung in der Schilderung bekannter Szenen wie „Walpurgisnacht“ 
und „Hexenküche“, die am ſtärkſten anregend auf die künſtleriſche 
Geſtaltung eingewirkt haben. 

Alles in allem iſt die Ausſtellung, die ſorgfältig darauf bedacht 
iſt, durch Fülle des Dargebotenem den Beſucher nicht zu erdrücken, 
ein höchſt intereſſanter Querſchnitt durch die moderne Goethe- 
bibliophilie, eine lehrreiche Verwirklichung des Goethewortes „Gott 
ſegne Kupfer, Druck und jedes andere vervielfältigende Mittel, damit 
das Gute, was einmal da war, nicht wieder zugrunde gehen kann“. 
Dr. Dalerian Tornius. 


Gchleſien ladet ein 


Don Edmund Glaeſer 


Diefe Heilen follen den Freund der großen deutſchen Heimat 
nach Schlefien führen, dem ſchönen Südoſten unſeres Vaterlandes. 
Es iſt deutſches Schickſal, daß die einzelnen deutſchen Stämme ſich 
und ihre Landſchaften zu wenig kennen und deshalb zu wenig ver⸗ 
ſtehen. Wenn der lebhafte Sohn der ſüddeutſchen Berge den ſtillen 
Menſchen Norddeutſchlands und ſeine große ruhige Landſchaft kennen⸗ 
lernt, wenn der heitere, lebensfrohe Rheinländer einmal als Reife- 
ziel den gewaltigen Raum Oſtdeutſchlands mit feinen Seen und 
Wäldern, feinen Städten und ernſten Burgen nimmt und zu feinen 
herben Menſchen geht, dann iſt das jedesmal ein Gewinn für unſer 
ganzes Vaterland; denn aus dem Kennenlernen erwächſt Deritehen, 
aus dem Derftehen Wertſchätzung, aus dem Schätzen entſpringt gegen⸗ 
ſeitige Neigung und damit die Harmonie des großen deutſchen Volks- 
tums, die uns gerade in dieſer an Disharmonien ſo überreichen 
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Gegenwart doppelt nottut. Schleſiſches Schickſal iſt es, beſonders 
wenig von den deutſchen Stammesbrüdern gekannt zu werden. Des⸗ 
halb ruft dieſes ſchöne Land an der Oſtmarkengrenze allen Deutſchen 
zu: Kommt und Fire und ihr werdet reich beſchenkt werden! 
Schleſien birgt in ſeiner Landſchaft die ſtille Schönheit der Nord- 
deutſchen Tiefebene mit Seen und Wäldern, eine beglückende Fluß⸗ 
landſchaft mit dem klaren, von Laubwald umſäumten Oderſtrom, in 
deſſen Fluten ſich alte Städte, Klöſter und Schlöſſer ſpiegeln. 
a Südweſten ift angefüllt von einer Reihe der ſchönſten 
deutſchen Mittelgebirge, und feine Grenze gegen Böhmen ift der Zug 
der Sudeten, die im Kieſengebirge und im Glatzer Schneeberg eines 
der eigenartigſten und ſchönſten Hochgebirge Deutſchlands bilden. 
Der deutſche Menſch hat dieſe vielfältige Naturlandſchaft mit dem 
Werk ſeiner Hände und ſeines Geiſtes während 800 Jahren zu einer 
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der ſchönſten Aulturlandſchaf⸗ 
ten feines Vaterlandes geital- 
tet. Mittelalterliche Städte, 
Burgen und Schlöſſer, Klöjter 
und ſtattliche Dörfer mit dem 
Sauber deutſcher Volkskunſt in 
der Bauweiſe ihrer Häuſer for⸗ 
men im Wechſel mit Wald und 
geld, Höhen und Weiten das 
Bild der ſchönen deutſchen 
Landſchaft. Die großen Bau- 
perioden der Gotik, der Re⸗ 
naiſſance und beſonders des 
Barocks haben Schleſien mit 
einer Fülle ihrer Denkmäler ge⸗ 
ſchmückt. Die Art dieſer Bau- 
denkmäler beweiſt mit aller 
Deutlichkeit, daß Schleſien die 
natürliche kulturelle Fort- 
ſetzung des ſchönen Süddeutſch⸗ 
lands nach Often ift. Wer 
Schleſien aber mit offenem und 
umfaſſendem Blick bereiſen 
will, der darf nicht nur an den 
kulturellen Denkmälern ſeiner 
Vergangenheit verweilen, ſon⸗ 
dern er muß die gegenwarts⸗ 
lebendigen Dokumente ſeines 
Wirtſchaftslebens in ſich auf⸗ 
nehmen. So wie einſt Goethe 
auf ſeinen Reifen umfaſſend 
Dergangenheit, Kunft, Kultur 
und lebendigſte Wirtſchaft be- 
trachtete, ſo will Schleſien 
gleichfalls geſchaut werden. Der 
Menſch hat die alten Natur⸗ 
landſchaften verändert, und 
doch iſt auch in den Wirtſchafts⸗ 
anlagen Schleſiens jene große 
Schönheit zu betrachten, die 
den Fremden mit tiefem Ein⸗ 
druck erfüllt. Schleſien iſt die 
deutſche Landſchaft der mächti⸗ 
gen Staubecken in feinen Vor- 
bergen. Stille einſame Täler haben ſich zu glitzernden, vielfach ge⸗ 
wundenen Seen verwandelt und das überſchüſſige Waſſer gebändigt, 
das fehlende geſammelt. Der ſchöne Oderſtrom iſt durch große Werke 
des Verkehrs, durch Schleuſenbauten und Umgehungskanäle im Laufe 
des letzten Jahrhunderts zu einer Waſſerſtraße umgeſtaltet worden, die 
zwar noch nicht alle Notwendigkeiten ſchleſiſcher Wirtſchaft erfüllt, 
deren Bauten aber andererſeits das ſchöne Landſchaftsbild nicht be⸗ 
einträchtigt haben. Ebenſo harmoniſch wie des Menſchen Werk am 
Waſſer ſchmiegen ſich die bergbaulichen 

Anlagen in die Landſchaft des Walden⸗ 
burger Berglandes. In Oberjchlefien r 8 
formt die Arbeit mit ihren imponieren⸗ = 
den Bauten eine eigene Landſchaft, und 
die Schönheit der modernen Induſtrie⸗ 
bauten, die glüdlicherweife auch in 
Schleſien der gedankenloſen Geſtaltung 
gewichen ſind, wird den aufmerkſamen 
Reiſenden begeiſtern. In den großen 
Städten aber erheben ſich überall gegen⸗ 
wartsſtarke Bauten der Gemeinſchaft, 
des Verkehrs und der Arbeit und geben 
ein Zeugnis, daß auch gerade die ſchle⸗ 
ſiſche Wirtſchaft die Aufgaben der Kul- 
tur nicht vergißt. — Ebenſo vielgeſtal⸗ 
tig wie Schleſiens Landſchaft und die 
Seugen menſchlicher Kulturarbeit iſt 
fein Volk. Deutſche Volksſtämme aus 
Niederſachſen und Franken verſchmolzen 
allgemach mit den Reſten uralter Ger- 
manen und eingeſickerter Slawen, als ſie 
um die Mitte des 15. Jahrhunderts 
Schleſien auf friedlichem Wege beſiedel⸗ 
ten und nach einer Unterbrechung von 
600 Jahren durch die Überlegenheit 
deutſcher Kultur, deutſchen Fleißes und 
einer klugen planvollen Unterſtützung 
der Kirche dieſes Land dem Deutſchtum 
friedlich wiedergewannen. Mit Recht 
nennen die Geſchichtsſchreiber des 19. 
Jahrhunderts dieſe Wiederbeſiedelung 
die größte Tat der Deutſchen im Mit⸗ 
telalter. Blutmiſchung und Landſchaft 
formten im Laufe der Jahrhunderte ein 


Neiße in Oberſchleſien, Ning mit Kämmereigebäude und Nathausturm 
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Volk von eigenartiger Dielfeitig- 
keit und unübertrefflicher Elaſti⸗ 
zität. „Lebhaft und gutmütig, 
höflich und gaſtfrei, arbeitſam 
wie alle Deutſchen, eilig und 
behende mit Worten, aber nicht 
ebenſo eilig bei der Tat und 
nicht vorzugsweiſe dauerhaft“, 
fo ſchildert der große Kenner 
deutſchen Volkstums, Guſtav 
Freytag, feine ſchleſiſchen 
Landsleute, und noch heute 
trifft dieſe Schilderung des 
ſchleſiſchen Charakters zu. 
Schleſien iſt aber auch ganz be⸗ 
ſonders das Land der bejinn- 
lichen, nachdenklichen und my⸗ 
ſtiſch fühlenden deutſchen Men⸗ 
ſchen. Religiöſe Bewegungen, 
Sekten, gottſuchende Philoſo⸗ 
phen, Myſtiker hat Schleſien 
in beſonderer Fülle und Diel- 
fältigkeit im Laufe ſeiner Gei⸗ 


1 1 = ER ſtesgeſchichte aufzuweiſen. Der 


Weg von Jakob Böhme, dem 
ſchleſiſchen Myſtiker des 16. 
Jahrhunderts, bis zu Hermann 
Stehr, dem deutſchen Gott- 
ſucher der Gegenwart, und der 
Weg von Andreas Gryphius 
und Friedrich von Logau über 
Chriſtian Günther und über 
Eichendorff bis zu Gerhart 
Hauptmann führen uns durch 
die bunten Gärten ſchleſiſcher 
Dichtkunſt und Philoſophie. 
Schleſien ehrt 1952 ſeinen 
großen Sohn, den deutſchen 
Dichter Gerhart Hauptmann, 
der ſchleſiſches Volkstum 
durch die Stärke ſeiner 
Dramen über den Welt⸗ 
ball getragen hat, zu ſeinem 
70. Geburtstag. Die Art 
dem Weſen des Schleſiers, 
Perſon des Dichters ſtehen, 


dieſer Ehrung entſpricht ganz 
denn ſie bleibt nicht bei der OS 
fondern in beglüdender und eigentümlicher Vielſeitigkeit be⸗ 
finnt fih dieſes Land in den Schleſiſchen Tagen 1952 
neben den Deranftaltungen zu Ehren des 7ojährigen Did: 
ters feiner Heimat und feines Volkstums, feiner Muſik und 
ſeiner bildenden Kunſt. Es wetteifern Städte und Dörfer 
von Oberſchleſien bis zum nördlichen Niederſchleſien in kulturell 
En wertvollen Veranſtaltungen in einem 

1 großen Bekenntnis zur ſchleſiſchen Hei- 

mat, feinem Volkstum und ſeinem deut⸗ 
ſchen Geiſtesleben. Den Auftakt zu 
den ſchleſiſchen Tagen bildete in der 
Landeshauptſtadt Breslau ein Trachten⸗ 
und Sängerzug größten Ausmaßes. 
Alle Volkstrachten von Nieder⸗ und 
Oberſchleſien, aus dem Tiefland und 
aus den Bergen, zeigten dem Fremden 
den Reichtum ſchleſiſchen Volkstums, 
und der große Schleſiſche Sängerbund 
brachte die Fülle ſchleſiſcher Volkslieder 
zu Gehör. Die Sonnwendfeiern im 
ſchleſiſchen Rieſengebirge, die Heimat⸗ 
und Trachtenfeſte auf der Burg Kynaft 
im Rieſengebirge oder das Eichendorff- 
Spiel auf der Burg Toft in OGberſchle⸗ 
fien, hiſtoriſche Feſtſpiele auf den male⸗ 
riſchen Märkten alter ſchleſiſcher 
Städte, Marktſingen und Turmblaſen, 
Kulturwochen und ⸗tagungen, Grenz- 
landfahrten und vor allem die Gedächt⸗ 
nisfeiern ſchleſiſcher Städte zu Ehren 
ihrer großen Söhne, ſie bilden die Fülle 
kulturell wertvoller Deranſtaltungen. 
So gedenkt Kreuzburg in Gberſchleſien 
Guſtav Freptags, Glogau ehrt in fein⸗ 
ſinnigen Abenden die Dichter, die in 
ſeinen Mauern weilten, von Andreas 
Gryphius bis Fritz Reuter, Neiße ge- 
denkt, ebenſo wie Ratibor, Joſef von 
2 Eichendorffs, Sagan läßt feine Ju- 
gend einen Tag des ſchleſiſchen Dolfs- 
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tums geſtalten. Die Hauptſtadt Breslau aber ehrt den 70jährigen 
Dichter durch den Umbau eines alten Theaters und feine Wiedereröff⸗ 
nung als Gerhart⸗Hauptmann⸗Theater und durch eine Gerhart⸗Haupt⸗ 
mann-Ausſtellung, die ebenſo wie die Schleſiſchen Tage fih nicht auf 
die Perſon und das Werk des Dichters beſchränkt, ſondern in groß⸗ 
artiger und ſinnvoller Weiſe den Hintergrund, die Seitverhältniſſe 
und den Boden beleuchtet, aus dem des Dichters Werk erwuchs. 

Die Notzeit laſtet über Schleſien ſtärker als über den meiſten 
anderen deutſchen Ländern. Wirtſchaftsferne und Abſatznöte legen 
viele Arbeitsſtätten ſtill. Zehn Jahre find es in dieſen Tagen her, 


Politiſche Chronik 


daß das oberſchleſiſche Induſtriegebiet brutal und ſinnlos zerriſſen 
wurde, der Schleſier aber iſt unbeugſam und klagt nicht. Gerade 
1952, da das Land von innerer Not und äußerer Gefahr bedroht iſt, 
hat der Schleſier mit der Veranſtaltung der Schleſiſchen Tage feine 
unübertreffliche Elaſtizität bewieſen. 

Deutſche follen fih und ihre Landſchaften untereinander kennen- 
lernen. Der Lebens⸗ und Kulturwille Schleſiens verdient es, daß 
1952 viele Deutſche nach dem ſchönen deutſchen Südoſten kommen, 
um „ Tage, ſchleſiſches Land und ſchleſiſche Menſchen 
zu erleben. 


Vom 12. bis 26. Juni 


Lauſanne: Er si 

Eröffnung der Lauſanner Konferenz mit einer Anſprache 
Mac donalds, der auf franzöſiſchen Vorſchlag zum Präſi⸗ 
denten der Konferenz gewählt wird (16. Juni). — MacDonald 
gibt einen Beſchluß der fünf Mächte England, Frankreich, Italien, 
Belgien und Japan bekannt, der für die Dauer der Konferenz alle 
politiſchen Schuldenzahlungen ausſetzt. In der Generaldebatte legt 
Reichskanzler von Papen den deutſchen und Miniſterpräſident Herriot 
den E Standpunkt zu den Tributleiſtungen dar (17. Juni). 
— Reichskanzler von Papen richtet von Lauſanne eine Rundfunk- 
anſprache an das deutſche Volk (18. Juni). — Macdonald über⸗ 
mittelt der deutſchen Delegation das franzöſiſche Tributprogramm, 
das von Deutſchland eine Reſtzahlung verlangt. In der deutſchen 
Antwort an Macdonald werden dieſe Forderungen abgelehnt 
(22. Juni). — Die deutſche und die franzöſiſche Abordnung halten 
in Lauſanne eine erſte Arbeitsſitzung ab, in der Keichsfinanzminiſter 
Graf Schwerin von Kroſigk einen eingehenden Bericht über die wirt- 
ſchaftliche und finanzielle Lage Deutſchlands gibt (24. Juni). — 
Reichskanzler von Papen reiſt über das Wochenende nach Berlin, wo 
er dem Reichspräſidenten und dem Reichskabinett Bericht erſtattet 
(25. Juni). 


Hoovers Dorftoß auf der Abrüſtungskonferenz: 


Auf der Abrüſtungskonferenz unternehmen die Amerikaner einen 
Vorſtoß. Im Allgemeinen Ausſchuß der Abrüſtungskonferenz ver- 
lieft Botſchafter Gibſon eine Botſchaft des Präfidenten Hoover, in 
der dieſer einen entſchiedenen Fortgang in der Abrüſtung fordert 
und eine Herabſetzung des Weltrüſtungsſtandes um ein Drittel vor⸗ 
pa. Die Abrüſtungsbotſchaft Hoovers wird gleichzeitig auch in 

merifa befanntgegeben (22. Juni). 


Ausland: 
Macdonald und Herriot halten vor ihrer Reife nach Lau- 
janne in Paris eine Vorkonferenz ab (11. Juni). — Bot- 


fler Nadolny bringt auf der Abrüſtungskonferenz einen Ent⸗ 
chließungsentwurf zur qualitativen Abrüſtung ein, in dem er für 
die anderen Staaten die gleichen Abrüſtungsregeln verlangt, wie ſie 
ſeinerzeit von Deutſchland verlangt wurden; das Präſidium ſtellt die 
Ergebnisloſigkeit der Ausſchußberatungen über die qualitative Ab⸗ 
rüſtung feſt (14. Juni). — Griechenland ſtellt die Schuldenzahlungen 
an Amerika ein (15. Juni). — Der amerikaniſche Nationalkonvent 
der Republikaniſchen Partei beſchließt mit großer Mehrheit, Präfi- 
dent Hoover für die Präſidentſchaftswahlen wieder als Kandidaten 
aufzuſtellen (16. Juni). — Dominienminiſter Thomas lehnt im eng⸗ 
liſchen Unterhaus die Forderungen de Daleras ab, er kündigt an, 
daß Irland vom 15. November ab keine Dorzugszölle mehr erhalten 
werde (17. Juni). — König Albert von Belgien weiſt in einem 


Schreiben an den belgiſchen Miniſterpräſidenten Renkin auf die Ge⸗ 
fahren der wirtſchaftlichen Abſchließung der Staaten hin und fordert 
eine Anderung der bisherigen Wirtſchaftspolitik. Gleichzeitig mit 
der Bekanntgabe dieſes Briefes wird zwiſchen Holland, Belgien und 
Luxemburg ein Abkommen geſchloſſen, das die zwiſchen dieſen Ländern 
beſtehenden Zölle jährlich um 10 v. H. herabſetzt (20. Juni). — Der 
Haager Gerichtshof weiſt die litauiſche Einrede gegen die Behandlung 
eee. Fragen der Anklageſchrift, die ſich auf die Einſetzung des 
Direktoriums Simaitis und die Auflöſung des Memeler Landtags 
beziehen, mit 15 gegen 5 Stimmen zurück (24. Juni). — Italien 
läßt in Lauſanne eine Denkſchrift überreichen, in der es ſeine An⸗ 
ſprüche an den Tributzahlungen anmeldet, falls die Tribute in 
Lauſanne nicht vollſtändig geſtrichen würden (25. Juni). 
Reich und Länder: À 

Keichspräſident von Hindenburg empfängt in Gegenwart 
des Reichskanzlers von Papen die Mlinifterpräfidenten von 
Bayern, Württemberg und Baden (15. Juni). — Dom 
Keichspräſidenten werden zwei Notverordnungen erlaſſen, die ſich 
mit finanzpolitiſchen Fragen und Maßnahmen auf dem Gebiete 
der Rechtspflege und der Verwaltung beſchäftigen. Gleichzeitig ver⸗ 
öffentlicht die Reichsregierung eine Kundgebung, in der fie die 
Gründe für die Verkündung dieſer Notverordnungen darlegt 
(14. Juni). — Mit der Bekanntgabe der politiſchen Notverordnung, 
die an Stelle der ſieben bisherigen Notverordnungen tritt und u. a. 
die Aufhebung des SA.-Derbots bringt, richtet der Reichspräſident 
eine Mahnung an die Verbände, ihren Kampf künftig in ruhigeren 
Formen auszutragen (16. Juni). — Im Monat Mai iſt die Einfuhr 
und Ausfuhr weiter zurückgegangen, der Ausfuhrüberſchuß beträgt 
87 Millionen Rm. — Von Bapern und Baden wird erneut ein 
allgemeines Uniform- und Demonſtrationsverbot erlaſſen (17. Juni). 
— Auch Heffen verbietet Demonſtrationen. — In Oldenburg wird 
eine nationalſozialiſtiſche Regierung gebildet, Miniſterpräſident wird 
der Landtagsabgeordnete Röver (17. Juni). — Bei den heſſiſchen Sand- 
tagswahlen gewinnen die Nationalſozialiſten fünf, die Sozialdemo- 
kraten zwei Mandate (19. Juni). — In der erſten Junibälfte iſt die 
Sahl der Arbeitsloſen um rund 14 000 auf 5 569 000 zurückgegangen. 
— deutſche Kriegsſchiffe ſtatten der Freien Stadt Danzig einen Be⸗ 
ſuch ab (25. Juni). — In Berlin findet eine Konferenz der Innen⸗ 
miniſter der Länder ſtatt. Die Stellungnahme der Länder zu den vom 
Reichsinnenminifterium aufgeworfenen fragen foll ſchriftlich er- 
folgen (22. Juni). — In Berlin und im Reich kommt es zu ſchweren 
politiſchen Unruhen, die mehrere Todesopfer koſten. — Im Preußi- 
ſchen Landtag wird die politiſche Amneſtie in dritter Leſung ange⸗ 
nommen (24. Juni). — Im Baperiſchen Landtag begründet Miniſter⸗ 
präſident Dr. Held die baperiſche Haltung zum Uniformverbot 
(25. Juni). 


Friedrich Theodor Viſcher , Geboren am 30. Juni 1807 


Es gibt heute in Deutſch⸗ 

. land eine Vielzahl von Städten 
v und Städtchen, die von ihrer 
A . Dergangenheit leben: das find 
die verlaſſenen Reſidenzen. 
Lange, gerade Alleen von etwas 
feierlicher Heiterkeit dulden 
herablaſſend das unkultivierte 
Schnauben von Hunderten neu- 
gieriger Autos, und wenn ihre 
hohen Kaftanien überhaupt 
noch blühen, fo tun fie es nur 
in treuer Erinnerung an die 
Duodezpracht vierſpänniger 
Hofkaleſchen. Wenn aus fol- 
chen Städten ungewöhnlich 
viel Menſchen hervorgehen, die 
berufen find, im ſeeliſchen, 
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weltanſchaulichen oder politifchen Leben ihres Dolfes eine Rolle zu 
fpielen: jo ift es eben der Widerſpruch zwiſchen dem weichen Atem 
der Vergangenheit, der fie in ſtarker Diſtanz zum Milieu der Gegen- 
wart auf eine „romantiſche“ Art jung ſein ließ, und dem wilden 
Sturm des Wirklichen, der ſie draußen im ſchaffenden Leben anbläſt. 
Es iſt der Widerſpruch zwiſchen Derträumtheit und Notwendigkeit, 
der ſolche Menſchen fähig macht und zwingt zum Kampf um Klar- 
heit und zum poſitiven Wirken. 

Die meiſten dieſer Reſidenzen wurden erft 1812 oder 1918 ver⸗ 
laffen — Ludwigsburg hatte ſchon lange vorher feine Fürſten 
nach Stuttgart gehen ſehen, und fo gilt dies alles für die vier be- 
rühmten Ludwigsburger der deutſchen Geiſtesgeſchichte, für Juſtinus 
Kerner, Eduard Mörike, Friedrich Theodor Difcher und David 
Friedrich Strauß. Alle vier drängt die Abſeitigkeit ihrer Heimat- 
ſtadt vom Gegenwartsgeſchehen zur Beſchäftigung mit zeitloſen 
Dingen: Juſtinus Kerner gerät bis in den Spiritismus hinein, die 
drei anderen ſtudieren Theologie. Indes aber in Kerner und 
Mörike die Derträumtheit ſiegt und beide zu zeitabgewandten 
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Lyrikern macht, gehorchen die beiden Jüngſten dem hallenden Ruf 
ihrer bewegten Epoche; Strauß, ein furchtloſer Wiſſenſchaftler, 
modernifiert mit feinem „Leben Jefu“ die Religionswiſſenſchaft, und 
Difcher endlich dringt in geradezu fanatiſcher Freude an energiſcher 
Stellungnahme zur Kulturkritik, ja zur Tagespolitik vor. 

Dieſer Weg war gerade für Difcher ſehr weit und ſehr ſchwer. 
Selbſt wenn man abſieht von den äußeren Widerwärtigkeiten, die 
das Leben ihm bereitete: von feiner unglücklichen Ehe, vom Verluſt 
ſeiner Profeſſur, ſeinem Exil in der Schweiz, der ſehr mühſamen 
Rückgewinnung einer akademiſchen Stellung, ſelbſt dann bleiben 
noch alle die Hemmungen, die ihm feine Perſönlichkeit ſelbſt be⸗ 
reitete. Denn was ihn zu kritiſcher Betätigung drängte und be⸗ 
fähigte, war nicht die Abgeklärtheit des äſthetiſch veranlagten 
Menſchen, nicht die Neigung zur Toleranz, nicht einmal die Weite 
des Blicks. Er war der typijche deutſche Kleinſtaatler und Eigen- 
brötler, wenn er „deutſch“ ſagte, meinte er „ſchwäbiſch“; er war 
unduldſam gegen alle anderen Spielarten deutſchen Weſens, ſonder⸗ 
lich gegen alles, was norddeutſch war; ſeine Form war in keiner 
Weiſe verbindlich, ſondern grob bis dort hinaus, ſeine Leidenſchaft 
brannte oft genug mit ſeiner Gerechtigkeitsliebe durch, und als Maß 
aller Dinge galt ihm nur zu oft das eigene Ich. So war er denn 
auch von philiſtröſen Regungen nicht ganz frei: er wettert gegen 
die Mode, gegen die „Kleider, in denen man nackt geht“, er wirft 
ausgerechnet Wilhelm Buſch „Unſittlichkeit“ vor, er perſifliert den 
zweiten Teil des „Fauſt“ unter dem eindeutigen Pfeudonym „Myſtifi⸗ 
zinski“ in recht verſtändnisloſer Weiſe. Aber er ſetzt andererſeits 
Gottfried Keller bei den Deutſchen durch, er iſt einer der beſten 


Bartenſtein: 


Bei ſolcher Jahrhundertfeier wollen die Oſtmärker zunächſt die 
enge Verbundenheit mit dem großen deutſchen Brudervolke auf der 
andern Seite des Korridors zum Ausdruck bringen und ferner in 
Dankbarkeit ſich deſſen erinnern, daß einſt eine große Anzahl wage⸗ 
mutiger Pioniere aus faſt allen Gauen des deutſchen Mutterlandes 
ins Oſtland ſtrömte und dieſem die germaniſche Kultur brachte. 
Deutſche Ritter, Kaufleute, Handwerker 
und Bauern legten vor mehreren Jahr- 
hunderten die Fundamente zu faſt allen 
Dörfern und Städten Oſtpreußens. Dieſe 
bedeutungsvolle Tatſache will die Ge⸗ 
meinde Bartenſtein würdigen, wenn ſie 
in ernſten Weiheſtunden an ihre Begrün⸗ 
dung vor 600 Jahren zurückdenkt. 

Bartenſtein liegt im Herzen Oſtpreu⸗ 
ßens. Die Finnen, Türme und Dächer 
dieſes Städtchens ſpiegeln ſich auch heute 
noch — wie einſt zur Ordenszeit — in 
den Silberfluten der Alle wieder, die mit 
ihren hochragenden, bewaldeten Steil- 
ufern den ſchönſten Flußlauf Oſtpreu⸗ 
ßens darſtellt. Schon in altersgrauer Dor- 
zeit ſind die Ufer der Alle beſiedelt ge⸗ 
weſen. Germaniſche Stämme, die bis zur 
Völkerwanderung in der Oſtmark wohn⸗ 
ten, bauten dort manch befeſtigten Hof. 
Nach dem Wegzug der Germanen nahmen 
die alten Preußen vom Flußgebiet der 
Alle Beſitz; ſie errichteten hier mehrere 
ſichere Fliehburgen, die nach ſchweren 
Kämpfen im 15. Jahrhundert dann von 
deutſchen Ordensrittern erobert wurden. 
Die Hochmeifter des Ordens erkannten 
bald die ſtrategiſche Bedeutung der Alle⸗ 
linie und ließen daher an beſonders ge⸗ 
ſchützten Stellen — darunter auch dort, 
wo heute Bartenſtein liegt — zunächſt 
einen einfachen Stützpunkt und dann ge⸗ 
gen Ende des 15. Jahrhunderts ſchließ⸗ 
lich eine feſte Burg aus Stein und Sie⸗ 
geln erbauen. Mit der Errichtung eines 
Ordenskartells war gleichzeitig auch der 
Grundſtein zur ſpäteren Stadtgemeinde 
Bartenſtein gelegt worden. 

Zu Beginn des 14. Jahrhunderts, als die Einwanderung nach 
Bſtpreußen beſonders ſtark war, ſiedelten fih im Schutze der neuen 
Ordensburg Bartenftein zahlreiche deutſche Koloniften an. Um das 
feſte Ritterhaus errichteten die Siedler bald eine größere Zahl von 
Wohnftätten, ſo daß im Jahre 1352 der für die Beſiedlung Oft- 
deutſchlands ſehr bedeutungsvolle Hochmeifter Luther von Braun⸗ 
ſchweig der bisherigen Dorfgemeinde nunmehr die Stadtrechte ver⸗ 


Bartenſtein beſitzt eine der ſchönſten alten Kirchen 
des deutſchen Oſtens 


Köpfe des Paulsparlaments, er münzt aus der Philoſophie ſeines 
Lehrmeiſters Hegel tauſend Weisheiten für das praktiſche Leben und 
feine „Aſthetik“ hat heute noch Geltung; feine Lehrhaftigkeit ift 
immer unterhaltfam, feine Kämpfe führt er mit hinreißender Ehr⸗ 
lichkeit durch, immer ift er ein Ganzer und nie ein Halber, und für 
den Krieg gegen alles Halbe darf ihm das deutſche Volk von Herzen 
danken. 

Es iſt erklärlich und bedeutſam, daß bei ſo bewandten Dingen 
erſt dem Sweiundſiebzigjährigen ſein größter Wurf gelingt: der 
Roman „Auch einer“. Hier hat Difcher die Formel für fein eigenes 
Weſen gefunden; hier wird, in einer manchmal abrupten Miſchung 
zwiſchen Lebensweisheiten Hegelſcher Provenienz und ſkurrilem 
Humor Jean Paulſcher Prägung, die Komik und die Tragik dar⸗ 
geſtellt des Sonderlings, der der Allgemeinheit dienen will, und des 
Weltanſchaulers, der politiſch wirken möchte. Und hierin hat wohl 
auch der ernſte Ton des fröhlichen Buches noch im Heute ſeinen 
Klang: einer Zeit, in der Politik ohne Weltanſchauung das gute 
Recht und die Lieblingsbeſchäftigung jedes Staatsbürgers zu ſein 
ſcheinen, kann nicht deutlich genug aufgezeigt werden, daß nur aus 
feſter, mühſam erkämpfter Weltanſchauung heraus fruchtbare poli- 
tiſche Anteilnahme möglich iſt. Wir Deutſchen, die wir alle von 
Geburt ſchon Romantiker, Eigenbrötler, Kirchturmpolitiker und 
Grobiane find, haben es weiß Gott beſonders ſchwer, uns einzu⸗ 
paffen in das Geſetz der Allgemeinheit und zum Wohl der Allgemein- 
heit politiſch zu wirken; dazu wolle „Auch einer“, der es beſonders 
ſchwer gehabt und es doch geſchafft hat, uns helfen! 

Gerhart Herrmann Moſtar. 


600 Jahre 


leihen konnte. Mit der Erteilung dieſes Privilegs war die Stadt 
Bartenſtein vor 600 Jahren aus der Taufe gehoben. 

Glückliche Zeiten ſollten im 14. Jahrhundert der neuen Stadt 
beſchieden ſein. Mit dem Erſtarken des Ordensſtaates wuchſen und 
blühten Landwirtſchaft, Handel und Gewerbe im ganzen Preußen⸗ 
lande kräftig empor, ſo daß auch die Bürger Bartenſteins, infolge 
der lebhaften Handelsbeziehungen zu 
andern Städten, wohlhabend wurden. 
Ihren Reichtum brachten ſie äußerlich 
bald zum Ausdruck, indem ſie mehrere 
größere Bauvorhaben ausführen ließen. 
Sunächſt wurde die ganze Stadt durch 
eine ſtarke Mauer mit Toren und Ver⸗ 
teidigungstürmen vor feindlichen Ein⸗ 
fällen geſchützt. Ferner entſtanden um 
den Marktplatz viele maſſive Bürger⸗ 
häuſer; mitten in der Stadtanlage wurde 
ein Rathaus erbaut, das zum Teil auch 
als Kaufhaus Verwendung fand. Etwa 
um die Mitte des 14. Jahrhunderts er⸗ 
richtete der fromme Bürgerſinn ein Gottes- 
haus in Form einer impoſanten Baſilika, 
die ihrer hervorragenden Architektur 
wegen nicht nur in der Ordenszeit, ſon⸗ 
dern ſelbſt heute noch mit zu den beſten 
Bauten in Bartenſtein und darüber hin⸗ 
aus in ganz Oſtpreußen zählt. 

Nach dem ſo glänzenden erſten Auf⸗ 
ſtieg folgten für Bartenſtein recht trübe 
Seiten. Das für den Ordensſtaat ſo ver⸗ 
hängnisvolle 15. Jahrhundert brachte be⸗ 
reits in ſeinem erſten Jahrzehnt die ver⸗ 
lorene Schlacht von Tannenberg, der dann 
bald die Auflehnung der eigenen Unter⸗ 
tanen gegen die Ordensherrſchaft folgte. 
Dieſe Zeit der inneren Zwietracht nutzten 
die Polen aus, um ganz Preußen vollends 
zu Boden zu werfen. Während dieſer langen 
Kriegswirren wurde Bartenſtein mehrfach 
belagert, geplündert, zum Teil zerſtört und 
erlitt ſchwere Derlujte an Menſchen, Geld 
und Gut. Auch im Derlaufe der darauf 
folgenden Jahrhunderte war an einen 
dauernden friedlichen Aufſtieg kaum zu 
denken, da nacheinander die Polen, Schweden, Tataren, Ruſſen 
und ſchließlich die Franzoſen Bartenſtein ſchwer heimſuchten. Erſt 
die Seit nach den Befreiungskriegen ſollte der Stadt beſſere Auf- 
ſtiegsmöglichkeiten bringen, und im Verlaufe des 19. und 20. Jahr- 
hunderts iſt Bartenſtein nun in ganz bedeutendem Umfange über 
die einſtigen alten Stadtanlagen hinausgewachſen. 

Fr. Torten 
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Die holländiſch-belgiſche Jollkonvention 


Mitten in den Reparationsverhandlungen hat fih in Lauſanne 
ein wichtiges wirtſchaftliches Ereignis zugetragen, das mit den Re⸗ 
parationen gar nichts, mit dem Wiederaufbau der Welt aber ſehr 
viel zu tun hat. Am 20. Juni haben die Vertreter der Niederlande, 
Belgiens und Luxemburgs ein Abkommen paraphiert, in dem die drei 
Staaten ſich verpflichten, keine neuen Zölle einzuführen und die be⸗ 
ſtehenden jährlich um 10 v. J. bis zu einem gewiſſen Niveau herab- 
zuſetzen. Neue Ein- und Ausfuhrbeſchränkungen ſollen nur unter 
ganz beſtimmten Umſtänden getroffen werden dürfen. Schließlich 
noch eine bedeutſame Beſtimmung: der Beitritt ſoll allen Staaten 
offenſtehen. 

In Wahrheit handelt es ſich zunächſt nur um zwei Staaten, da 
ſeit 1922 Luxemburg in Wirtſchaftsunion mit Belgien ſteht, ein 
Bündnis, das die bis 1918 exiſtierende Follunion zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Luxemburg abgelöſt hat. Damit war das kleine Groß⸗ 
herzogtum aus dem mitteleuropäifchen Bereich in den weſteuropäi⸗ 
ſchen gerückt — zwar nicht direkt, aber doch indirekt in die fran⸗ 
zöſiſche Intereſſenſphäre. Die neue Zollfonvention allerdings löſt 
Belgien⸗Luxemburg doch wieder etwas los aus der franzöfifchen 
Umklammerung und iſt fo ein Glied einer ſchon ſeit längerer Zeit 
ſichtbaren, auf eine gewiſſe Selbſtändigkeit gerichteten Politik Bel⸗ 
giens. Wenn fih die Sollkonvention nach Norden hin ergänzen 
ſollte, gemäß der Osloer Tagung vom Jahre 1950, die handelspoli- 
tiſche Abmachungen Dänemarks, Schwedens und Norwegens mit 
Belgien⸗Luxemburg und Holland vorſah, fő würde die belgiſche 
Orientierung von Frankreich fort noch ſtärker ausgedrückt ſein. Ein 
bemerkenswerter Zuſammenhang würde fih dann mit England er- 
geben, wo die Lauſanner Konvention ſehr freundlich aufgenommen 
worden iſt. Vermitteln könnte dabei Dänemark, dem von England 
anſcheinend beſondere Berückſichtigung feiner handelspolitiſchen 
Wünſche auf der Konferenz von Gttawa zugeſagt worden iſt, eine 
Suſage, die ähnlich Argentinien erhalten hat, das fogar einen Beob- 
achter nach Ottawa entſenden wird. Wie es England darauf an- 
kommt, in Argentinien den Einfluß der Vereinigten Staaten zu 
brechen, ſo ſoll in Dänemark der deutſche Wirtſchaftseinfluß aus⸗ 
geſchaltet werden. Bisher kaufte Dänemark in der Hauptfache von 
Deutſchland, exportierte aber hauptſächlich nach England; nun da 
Deutſchland ſich gegen die däniſche Butter ſtärker abgeſchloſſen hat, 
ſoll erreicht werden — England iſt in dieſer Hinficht äußerſt rührig 
—, daß auch die däniſchen Käufe in England erfolgen. 

Gewiß, die Miene, die Frankreich zu der Follkonvention macht, 
iſt weit weniger liebenswürdig als die Englands; grobes Geſchütz 
aber wird auch von Frankreich nicht aufgefahren. Welcher 
Unterſchied zum franzöſiſchen Vorgehen beim deutſch⸗öſterreichiſchen 
Wirtſchaftsplan von 1951! Dabei iſt die neue Aktion genau den⸗ 
ſelben Motiven entſprungen wie die damalige und ſtützt ſich auf 
genau dieſelbe große Entwicklungsrichtung: regionale Wirtſchafts⸗ 
vereinbarungen von Staaten, die, in einem und demſelben oder einem 
ähnlichen Raume liegend, gleiche oder ſich ergänzende Intereſſen 
haben. Der Bericht des Wirtſchaftskomitees des Völkerbundes über 
er 27. Seſſion vom 25. Januar 1929 hat bekanntlich nachbarliche 

usnahmen von der Meiſtbegünſtigung auf Grund ſpezieller ethni⸗ 
ſcher, geſchichtlicher und geographifcher Bedingungen ausdrücklich 
vorgeſchlagen. Die Notwendigkeit ſolcher regionaler Abkommen iſt, 
je heftiger die Weltkriſe wurde, um ſo deutlicher erkannt worden. 
Auf der Europakonferenz vom September 1950 wies der damalige 
öſterreichiſche Bundeskanzler Schober, ohne Widerſpruch zu begegnen, 
darauf hin, und dennoch hat der deutſch⸗öſterreichiſche Plan ein ſo 
trauriges Ende gefunden. Es iſt zu wünſchen, daß die deutſche Re⸗ 
gierung, wird die neue Sollkonvention rechtens, oder dehnt fie fich 
ſogar nach Skandinavien aus, die Welt darauf aufmerkſam macht, 
mit wie anderem Maß im Falle Deutſchland⸗Gſterreich gemeſſen 
wurde. Immerhin darf erwartet werden, daß die Beſtrebungen auf 
engere wirtſchaftliche Verbindung zwiſchen uns und Gſterreich und 
auf engere Wirtſchaftsbeziehungen zum Donauraum überhaupt durch 
das Vorgehen Belgiens und Hollands kräftigen Auftrieb erfahren. 

Als Folge dieſer Aktion wird aber auch endlich das Problem 
der Meiſtbegünſtigungsklauſel entſchieden angepackt werden müſſen. 
Alle regionalen Wirtſchaftsabkommen ſind heute bedroht durch be⸗ 
willigte Meiſtbegünſtigungen. Im belgiſch⸗holländiſchen Falle haben 
die beiden Kontrahenten erklärt, fie würden, wenn ihnen aus Meift- 
begünſtigungsverträgen Schwierigkeiten erwüchſen, dieſe Verträge 
eben kündigen, doch das ift durchaus kein kurzer Weg. Die Meiſt⸗ 
begünſtigung ift, indem fie fih gegen Regionalverträge ſtellt, von 
einem Faktor der Handelsfreiheit zu einem der Handelsbefchränfung 
geworden. Wenn nämlich ſich innerhalb des die Welt überziehen⸗ 
den Protektionismus Inſeln mit Handelsfreiheit bilden können, fo 
werden das Staaten, die wie Deutſchland angewieſen find auf grö- 
ßeren Wirtſchaftsraum, als Fortſchritt betrachten müſſen. Es liegt 
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ja auch inſofern vollkommen in der Entwicklungslinie, als den 
großen Wirtſchaftsimperien gegenüber nun auch die kleineren Staaten 
ihr Recht auf größeren Raum zu proklamieren beginnen. An der 
heutigen Großraumwirtſchaft läßt ſich nichts ändern, fie iſt Folge 
des Imperialismus, er wieder Folge des Hochfapitalismus; wenn 
nun aber die kleineren Mächte an dieſer Raumwirtſchaft zu parti⸗ 
zipieren vermögen, ſo iſt das zwar nicht Ausdruck abſoluter, aber 
doch relativer, heute allein möglicher Handelsfreiheit. Unter der 
Vorausſetzung, daß dem andern billig ift, was dem einen recht iſt, 
haben wir jedenfalls keine Deranlafjung, gegen den Abſchluß der 
belgiſch⸗holländiſchen Zollfonvention zu proteſtieren. 

Dabei erhebt ſich die Frage, ob wir nicht gut daran täten, uns 
einzuſchalten. Das aber läßt ſich erſt nach nüchterner Kalkulation 
beantworten. Es wird vor allem zu unterſuchen ſein, ob nicht die 
belgiſch⸗luxemburgiſche, im allgemeinen mit geringeren Speſen arbei- 
tende Schwerinduſtrie eine tödliche Konkurrenz für unſere ohnehin 
notleidende Schwerinduſtrie ſein würde. Man müßte auch erſt 
wiſſen, wie groß denn nun die neue Staatengruppe ſein wird, ob 
die jFandinavifchen Mächte einbezogen find oder nicht. Eines nur 
wird feſtgehalten werden müſſen: wir dürften uns durch die neue 
Weſtnordtendenz nicht abbringen laſſen von der Südoſttendenz. Ent⸗ 
weder wir verzichten des Südoſtraums wegen auf Weſt⸗ und Nord⸗ 
raum, oder wir verſuchen, beide Räume zu kombinieren. Vielleicht 
begrüßt Frankreich, heute ſcheinbar nicht einverſtanden mit dem bel⸗ 
giſchen Vorgehen, doch letzten Endes dieſe Aktion, weil ſie die Mög⸗ 
lichkeit gibt, Deutſchland vom Südoſten und Oſten nach dem Weſten 
abzuziehen. Wir ſollen unſere Ausgleichsfunktion zwiſchen Weſt 
und Oft verlieren, die einzige Gewähr einer, wenn auch geringen, 
außenpolitiſchen Handlungsfreiheit, und ſollen völlig dem Weſten 
anheimfallen. Wir wären dann auch von Italien losgelöſt. Es 
hieße die Geſchicklichkeit der franzöſiſchen Politik unterſchätzen, wenn 
ihr nicht ſolche Ziele einige Lockmittel wert wären. 

Adolf Grabowſky. 


Wiederaufbau Europas und deutſch⸗ſkandinaviſche 


Wirtſchaſt / Tagung der Geſellſchaft für weltwirtſchaft 

Die „Deutſche Geſellſchaft für Weltwirtſchaft“ hielt ihre dies⸗ 
jährige Tagung vom 17. bis 19. Juni in Lübeck, der alten deutſchen 
Banſeſtadt, zuſammen mit der dortigen „Nordiſchen Geſellſchaft“ ab. 
Im Mittelpunkt dieſer Verhandlungen ſtanden die Fragen des Wieder- 
aufbaues Europas. Da hierbei ganz beſonders auch die Wirtſchafts⸗ 
verbindungen Deutſchlands mit den nordiſchen Staaten eine große 
Rolle ſpielen, jo war Lübeck der geeignete Ort, um zwiſchen Der- 
tretern des deutſchen Volkes und den nordiſchen Völkern den ge- 
ſamten Problemkomplex, den das Durcheinander in der Weltwirt⸗ 
ſchaft hervorgerufen hat, zu erörtern. 

Im Rahen der allgemeinen weltwirtſchaftlichen Kriſe hat fich 
beſonders eine ſcharf zugeſpitzte Kriſe der deutſch⸗ 
nordiſchen Wirtſchafts⸗ und Derfehrsbeziehun- 
gen herausgebildet, die von Schickſalsbedeutung für die ganze 
Sukunft des Oſtſeegebiets und Deutſchlands werden kann. Die 
nordiſchen Länder find ja vornehmlich auf weltwirtſchaftlichen Güter- 
austaufh angewieſen. Während ihr Hauptabſatz nach Weiten 
ging, erfolgte ihr Einkauf bisher hauptſächlich in 
Deutſchland, deſſen aktive Handelsbilanz mit 
Skandinavien in den letzten Jahren etwa 800 Millionen 
bis ı Milliarde AM. betrug. In den erſten drei Monaten 
dieſes Jahres iſt der deutſche Export nach den nordiſchen Ländern 
auf beinahe ein Drittel des Umfangs des Quartals des Vorjahres 
geſunken. Die Linie der ſkandinaviſchen Käufe in Deutſchland iſt 
inzwiſchen weiter bergab gegangen. Andererſeits iſt aber während 
der letzten Monate der Import aus England nach Däne⸗ 
mark gegenüber dem Vorjahre um mehr als 15 v. B. geſtieg en. 
In der ſkandinaviſchen Wirtſchaft wird mit allem Nachdruck die 
Forderung erhoben: Laßt uns unſere Waren dort einkaufen, wo 
wir unſere eigenen Güter abſetzen können. i 

Reichsminiſter a. D. Oberbürgermeiſter Dr. Külz 
legte in Lübeck als erſter Vorſitzender der Deutſchen Geſellſchaft für 
Weltwirtſchaft das Bekenntnis zu dem Geiſte ab, der Lübeck f. Z. 
groß gemacht habe und der jetzt in der Welt in ſchwerer Der- 
blendung verkannt werde: der Geiſt der wirklichen Verbundenheit 
der Staaten und Völker. An diefe Gedankengänge knüpfte in 
ſeinem Vortrage über „Dänemark und die Weltkriſe“ 
Kontorhef Poulſen an, der als einer der langjährigen höchſten 
Beamten und ausſchlaggebenden Perſönlichkeiten 
im däniſchen Außenminiſterium beſonders dazu be⸗ 
rufen war, den Problemkomplex lebendig darzuſtellen. Es dürfte 
überraſchen, zu erfahren, daß Dänemark, deſſen Bodenfläche nicht 
viel größer ift als die der Provinz Oſtpreußen und deſſen Be- 
völkerung nicht mehr als 57 Millionen zählt, auf den Kopf des 
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Einwohners den größten Handelsumjat aller europäifchen Staaten 
aufweiſt. Der Geſamtwert dieſes Handelsumfates ift ebenſo groß 
wie der ganz Rußlands, halb fo groß wie der Italiens und mehr als 
die Hälfte des japaniſchen. Ein Drittel des däniſchen 
Geſamtimports von 2 Milliarden RM. kam bis ⸗ 
her aus Deutſchland, das etwa ein Fünftel aller däniſchen 
Ausfuhrwaren abnahm. Gegen drei Fünftel des Exports Dänemarks 
gingen nach England. Don den Auswirkungen der Weltwirtſchafts⸗ 
frije in Dänemark gab Kontorchef Poulſen ein erſchütterndes Bild: 
insbeſondere die däniſche Landwirtſchaft, die auf Export angewieſen 
iſt und ein drittel des Ausfuhrüberſchuſſes an Schweinefleiſch 
liefert, leidet ſchwer unter dieſen kriſenhaften weltwirtſchaftlichen 
Erſcheinungen. 

Auch der Vertreter der ſchwediſchen Wirtſchaft, 
Generalkonſul Sachs, Stockholm, begann ſeine Aus⸗ 
führungen über „die ſchwediſch⸗deutſchen Handelsbeziehungen während 
der Weltkriſe“ mit der Feſtſtellung des ſtarken Kückganges des Er- 
ports und Imports beider Länder, nachdem er vorher die Bedeutung 
der deutſchen Ausfuhr nach Schweden feſtſtellte, die während der 
letzten Jahre den Wert von % Milliarde Kronen überſchritten hatte. 
Aus den Darlegungen von Generalkonſul Sachs ergab ſich durchaus 
ein Derjtändnis für die ſchwierige Lage Deutſchlands, das durch vor⸗ 
übergehende außergewöhnliche Verhältniſſe zu importhemmenden 
Maßnahmen gezwungen worden ſei. Es war auch intereſſant zu 
hören, wie gering doch Kreugers Einfluß auf die ge⸗ 
jamte ſchwediſche Induſtrie war, denn die Fündholzindu⸗ 
ſtrie beſchäftigt in Schweden nur 6000 Perſonen, was etwa 2 v. H. der 
Arbeiter aller Fabriken ausmacht. Bei der Telephoninduſtrie, die 
von Kreuger abhängig war, iſt der Prozentſatz nicht größer. Gegen⸗ 
über der Ausfuhr von 404 Millionen Kronen an Holz ſpielt der 
Sündholzexport mit etwas über 40 Millionen Kronen auch keine 
bedeutende Rolle. Durch die Kreugerfrife werden daher die ſchwe⸗ 
diſch⸗deutſchen Beziehungen nicht berührt. 


Angeſichts des Verſtändniſſes, das ſowohl der Vertreter Däne- 
marks wie der Schwedens der deutſchen Wirtſchaft entgegenbrachten, 
war es bedeutungsvoll, daß auf der Lübecker Tagung das Präſi⸗ 
dialmitglied des Reichs verbandes der deutſchen 
Induſtrie, direktor Hans Krämer, Mitglied des 
Reichswirtſchaftsrates, zeigte, daß unerbittlicher Tatbeſtand uns zu 
Einſchränkungen des Imports gezwungen hat. So reicht unſer Be⸗ 
fand an ſchwediſchen Eiſenerzen noch für 1% Jahre. Auch der 
ſchwediſche Export an Pflaſterſteinen iſt ganz ſelbſtverſtändlich zu⸗ 
rückgegangen, da wir gezwungen ſind, unſere Straßenbauten ein⸗ 
zuſchränken. Allein im Etat der Stadt Berlin iſt dieſer Poſten um 
100 Millionen geſtrichen worden. 


Wenn nicht alle Anzeichen trügen, hat die Tagung der Deut- 
jhen Geſellſchaft für Weltwirtſchaft“ in Lübeck ae mißver⸗ 
ſtändnis zwiſchen Deutfchland und den nordiſchen Staaten beſeitigt. 


Dr. Hans⸗ Siegfried Weber. 


Die heſſenwahl 


Dem Ausgang der Wahl zum Heſſiſchen Landtag am 
19. Juni 1952 ſah man nach Ausſchreibung von Neuwahlen zum 
Reichstage mit erhöhter Spannung entgegen. Wird das politiſche 
Stimmungsbarometer eine Anderung zeigen gegenüber den Länder- 
wahlen vom April 1952? Das Ergebnis hat die Erwartungen der 
beſonders Neugierigen zwar nicht enttäuſcht, aber auch nicht voll 
befriedigt. In großen Zügen hat das Ergebnis der Heſſenwahl die 
allgemeine Entwicklungslinie in der Veränderung des politiſchen 
Volkswillens unterſtrichen, wie fie ſchon durch die Länderwahlen 
vom April 1952 zum Ausdruck gekommen iſt. Die Kurve der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Bewegung iſt noch im Steigen. Die National- 
ſozialiſten haben gegenüber der Novemberwahl 19317 um 12,8 v. H. 
an Stimmen zugenommen. Sie haben 44 v. H. der Stimmen auf ſich 
vereinigt und von 70 Abgeordnetenſitzen 52 gewonnen, haben alfo 
ihre Erfolge verſtärkt, aber die erhoffte abfolute Mehrheit nicht er- 
reicht. Die Stimmenmehrung der Nationalſozialiſten iſt zu einem 
Drittel auf Koften der bürgerlichen Mittelparteien gegangen. Land⸗ 
volk, Deutſche Volkspartei, Chriſtlich⸗ſozialer Volksdienſt, Staats- 
partei, Dolfsrechtpartei und Wirtſchaftspartei find unter der Be- 
zeichnung „Nationale Einbeitsliſte“ zuſammengegangen, haben aber 
gleichwohl nur zwei Sitze gegenüber fünf Sitzen im letzten Landtage 
retten können. Die Deutſchnationalen haben mit 1,5 v. H. der Stim- 
men ihren einen Sitz behaupten können. Die Kommuniften haben 
von ihren bisherigen zehn Sitzen drei verloren. Das Zentrum hat 
mit 14,6 v. Ñ. Stimmenanteil gegenüber 14,5 v. B. bei der letzten 
Landtagswahl ſeine bisherigen zehn Sitze behauptet. Der Stärkung 
der Nationalſozialiſten auf Koſten der bürgerlichen Mittelparteien 
und der Kommuniſten ſteht als charakteriſtiſches Moment eine fejti- 
gung der Sozialdemokratiſchen Partei gegenüber. Ihr Stimmen- 
anteil ift auf 25,1 v. Ñ. gegenüber 21,4 v. H. bei der letzten Landtags- 
wahl geſtiegen. Die Partei iſt im Landtage mit 17 Sitzen gegenüber 


bisher 15 vertreten. Nationalſozialiſten und Sozialdemokraten haben 
ihre Sitzanteile verſtärkt, erſtere um 18,5, letztere um 15,5 v. H. Die 
beiden Sitze der „Nationalen Einheitsliſte“ find je einem Dolfs- 
parteiler und einem Vertreter des Landvolks zugefallen. Auch wenn 
diefe beiden Abgeordneten mit Nationalfozialiften und Deutſchnatio⸗ 
nalen zuſammengehen ſollten, würde die Nechte nur über 55 Sitze 
und damit nicht über die abſolute Mehrheit verfügen. Die Schlüſſel⸗ 
ſtellung für eine parlamentariſche Regierungsbildung liegt alfo wie 
in Preußen auch in Heffen beim Zentrum, das, fih bei allen Wahlen 
der letzten Jahre als unbedingt kriſenfeſt erwieſen hat. 


Bedauerlicherweiſe zeigte fih bei der Beſſenwahl eine gewiſſe 
Wahlmüdigkeit, vielleicht verſtändlich, aber ſtaatsbürgerlich nicht zu 
rechtfertigen. Die geringere Wahlbeteiligung (76,7 v. H. gegenüber 
80,9 v. H. bei der Novemberwahl 1950) ift hauptſächlich auf Wahl- 
müdigkeit bei der bürgerlichen Mitte zurüdzuführen, deren Abgeord⸗ 
nete zu Vertretern politiſch einflußloſer Splittergruppen ges 
worden ſind. 


Die auf die einzelnen Parteien entfallenen Stimmenzahlen und 
Abgeordnetenſitze find aus der folgenden Überficht zu entnehmen, 
in der vergleichsweiſe die Ergebniſſe der Landtagswahl vom 15. Vo= 
vember 1951 gegenübergeſtellt ſind. In der weiteren Überſicht iſt 
die Zu- und Abnahme der Stimmen und der Sitze gegenüber der 
letzten Landtagswahl rechneriſch ermittelt. \ 


Wa 


hl Wahl 
19. Juni 1932 


15. Nov. 1931 


Wahl Wahl 
15. Nov. 1931 


19. Juni 1932 


Parteien Stimmenzahlen Abgeordnetenſitze 
äber ⸗ über- über- übers | 
kam v. H. Ba v. H. kait v. H. haupt v. H. 
National⸗ ; 
fozialiften .. 328 313 | 44,0 | 291 183 | 37,1 || 32 45,7 27 |38,6 
Sozial- 
demofraten. 172 545 23,1 168 101 21,4] 17 24,3 15 21,4 
dentrum. ...» 108 603 | 14,6 | 112 444 14,3] 10 14,3 10 14,3 
Kommuniften. | 82 111 | 11,0 | 106 790 | 13,6 7 10,0 10 |14,3 
Nationale Ein- 
heitslifte: 
Heſſiſches 

Landvolk 20 763 2,7 2 
Deutſche 

Volkspartei 18 324 2,3 1 
Chr. ſoz. 

Volksdienſt | 25 175 3,4 16 714 2,1 2 29 11772 
Staatspartei 10 822 1,4 1 
Volksrecht⸗ 

partei 1585 0,2 
Wirtſchafts⸗ 

partei — — | 

Deutſchnatl. 

Volkspartei.] 11267 1,5 10857 1,4] 1 1,4 1| 14 
Sozialiſtiſche 3 

Arbeiterpartei] 11697 | 1,6 8170| 1,0 11,4 228 
Andere Parteien 6004| 0,8 19 551 251 — | — | — 

Sufammen | 745 715 |100,0 785 304 100,0 70 100,0 70 100,0 

Wahlberechtigte] 975 238 955 181 
Wahlbeteiligung] 76,7% 80,9% 


Zu- und Abnahme der Stimmen und Sitze 
gegenüber der Novemberwahl 1951. 


wert an | mar m e egen dee 
tei N Pin 1331 nahme r vember | nahme 
porieren = in v. H. | 1951 fin v. 9. 
x 9351 
Stimmenzahlen 


Nationalſozialiſten.] 328 313 291 183 |+ 12,80 32 27 :1+ 18,8 
Sozialdemokraten. . 1 172 545 168 101 |+ 2,6 17 15 |+ 13,3 
Jenieum 108 603 1112444 |— 3,4 10 10 — 
Kommuniften ..... 82 111 |106 790 |— 23,1 „ 10 0 
Nationale Einheits⸗ | 
Rfre 25 175 68 208˙0 — 63,1 2 5 — 60,0 


miniſterialrat Dr. Georg Kaifenberg. 


1) Die Summe der Stimmenzahlen von Landvolk, D. B.-P., Chr. Bd., St.-P. 
und Volksrechtp., die 1951 getrennt den Wahlkampf führten. 
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Charakterſpiegel der Deutſchen in Sſterreich und im Reih. Wie feit 
150 Jahren Reichsdeutſche und Gſterreicher einander ſehen. Ber- 
ausgegeben von Dr. A. Gatter mann, Verlag Gattermann, 
Krems. 5 RM. 


Wie oft hört man nicht die Berliner und Wiener, die Nord- 
deutſchen und die Öjterreicher miteinander vergleichen! Aber wer 
kann bei Gebrauch von Bezeichnungen wie „echt öſterreichiſch“ oder 
„echt preußiſch“ wirklich aus näherer Kenntnis ſprechen! Trog aller 
Bemühungen der tätigen Anſchlußfreunde haben ſich eben doch hüben 
und drüben eine Menge von Dorurteilen übereinander eingefreſſen! 
Es iſt nun ungemein lehrreich und reizvoll, im „Charakterſpiegel“ 
dem Werdegang ſolch ſummariſcher Urteile zu folgen. Das erſte 
Wort im Buch hat der Berliner Aufklärer Nicolai, der auf Grund 
ſeiner Reiſeerfahrungen im Jahre 1781 den Wienern ein nicht gerade 
freundliches oder verſtehendes Denkmal ihrer „Freß⸗ und Sinnen- 
luſt“ ſetzte, das Schiller zu ſeinem Diſtichon „Es dreht immer am 
Herd ſich der Spieß“ Anlaß gab und ſo bis in die heutigen Tage 
„Bachhendllyrik“ und Schlagoberſtimmung bei vielen Reichsdeutſchen 
beim Gedenken an Wien, ja an Gſterreich hervorzaubert. Und doch 
konnte jhon im Jahre 1784 J. G. A. Forſter, der NReifegefährte des 
Weltumſeglers Cook, von Nicolai in Wien feſtſtellen: „Er ſpreche 
vom Charakter des Wieners, ohne zu bedenken, daß die meiſten 
Leute, mit denen er Umgang gehabt, nicht Wiener und nicht Gſter⸗ 
reicher waren.“ 

Und ſo folgt eine gegenſeitige Schau der folgenden Generationen 
der Befreiungskriege mit Zeugniffen von E. M. Arndt, 
Goethe, C. Brentano, S. Werner, der Bie dermeierzeit mit 
dem Erwachen des Jungen Deutſchland mit unvergänglichen Zeug- 
niſſen von Grillparzer, Menzel, Kaulbach, W. Alexis, Stifter, 
Gutzkow und Gervinus, dann die Seit der deutſchen Einigung von 
1848 bis 1871 mit köſtlichen Bekenntniſſen wie von A. Grün, Fr. 
Th. Difcher, Hamerling, Treitſchke und Scherer! Dann bringen zwei 
Abſchnitte über den Zeitraum bis 1914 lebensreifſte deutſche Jeug- 
niſſe über Öfterreih von Männern wie Kürenberger, Rodenberg, 
Lindau, L. Thoma, Hoffmannsthal, Kainz, R. H. Bartſch u. a. 

Im Hinblick auf die erſchütternd zahlreichen reichsdeutſchen 
Fehlurteile über die „Oſterreicher“ im Krieg wird der folgende 
Abſchnitt „Ich hatt’ einen Kameraden“ beſonders gewichtig. Dar- 
innen kommen Hindenburg und Conrad von Hötzendorf, General 
Pittreich und General von Cramon, R. G. Binding und Wildgans, 
Rofegger und J. Kurz, General Krauß und Mimra in ſehr glücklich 
gewählter Fuſammenſtellung zu Wort. — Und der letzte Abſchnitt 


Deutſche 


Kaum ſind die Taten des Flugbootes „Do X“ etwas in den 
Hintergrund getreten, da wird unſere Aufmerkſamkeit aufs neue 
auf die deutſche Luftfahrt gelenkt durch den Jahresbericht für das 
Jahr 1951, den die Deutſche Luft Hanja der Öffentlichkeit 
unterbreitet. Stellen wir das Wichtige gleich an den Anfang: Die 
Sicherheit des deutſchen Luftverkehrs iſt weiter geſtiegen, ſie iſt heute 
doppelt jo groß wie die der amerikaniſchen Luftſchiffahrt. Die Zahl 
der Unfälle hat ſich beträchtlich 
verringert. Entfiel noch im Jahre 
1926 je ein Flugzeugunfall mit 
Perſonenſchaden auf 426 550 km, 
fo war die Zahl der Kilometer 
1950 auf 1510 445 geſtiegen, um 
ſich im Jahr darauf mit 2 892 574 
km noch weſentlich günſtiger zu 
ſtellen. Die Regelmäßigkeit des 
Dienſtes konnte von 90 v. HB. im 
Vorjahr auf 95 v. H. im Be- 
richtsjahr verbeſſert werden. 
Dieſe Steigerung iſt in der 
Hauptſache den techniſchen Fort⸗ 
ſchritten zu danken, die in der 
Überwindung des ſchlechten Wet⸗ 
ters durch Blindflug und Peil- 
dienſt gemacht wurden. Der 
Flugzeugpark der Geſellſchaft be⸗ 
ſtand zu Ende des Jahres 1951 
aus 141 Flugzeugen neuzeit⸗ 
licher Bauart, unter denen ſich 
45 mehrmotorige Großflugzeuge 
befanden. Neu in den Dienſt 
genommen wurden 19 Flugzeuge 
und 75 Motore. Die Unkoſten 
konnten um zwei Millionen her- 
abgeſetzt werden, während die 
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Blick in die Bücher 


Dr. Dornier, der Erbauer des do X (Scherenſchnitt von Irmingard Straub, München) 


„Deutſchland, Deutſchland ...“ verkündet mit Stimmen von 
Kolbenheyer, G. Hauptmann, Uleinwaechter, Spengler, Graf 
Keyjerling, Brecht und verſchiedenen Stimmen der Jugend die 
Sehnſucht und den Willen der Gegenwart zur geſamtdeutſchen 
Einheit. 

Das ganze Buch iſt eine erſtaunlich reichhaltige Schau der deut⸗ 
ſchen Art von Öfterreich und dabei fo anregend in der vergleichenden 
Problemſtellung, ſo gut in der ſehr ſparſamen Fügung des Begleit- 
textes, daß man den jungen Verlag beglückwünſchen muß. „Der 
Charakterſpiegel“ wird alle volksdeutſch Intereſſierten ſowie die 
Hiſtoriker, Geographen und Volkskundler erfreuen, er füllt eine emp- 
findliche Lücke in der Oſterreich⸗Literatur, ift für den reichsdeutſchen 
Reifenden in Öfterreich ein unentbehrlicher Schlüſſel zum Deritehen 
tieferer Fuſammenhänge, er gäbe höheren Schulen die Unterlagen 
zu ungemein denkenswerten Übungen in Form des Arbeitsunter- 
richts und iſt ein unentbehrliches Werkzeug auf dem Wege zur deut⸗ 
ſchen Einheit. DPE St 


Aus landskundliche Vorträge der Techniſchen Hohfchule Stuttgart. 
Herausgeber: Prof. Dr. E. Wunderlich. Band I: Frankreich 
(57 S.) 2 RM., Band 2: Indien (94 S.) 4 RM., Band 3: 
Italien (54 S.) 2 RM. Verlag Fleiſchhauer & Spohn, Stuttgart. 


Es ift ein verdienſtvolles Unternehmen der Techniſchen Goth- 
ſchule Stuttgart und beſonders ihres Geographen Prof. Dr. 
E. Wunderlich, in „Auslandskundlichen Vorträgen“ ſorgfältig aus- 
gewählte Sachkenner in einer Betrachtungsweiſe, welche ſich an 
die Kjellens anlehnt, Berichte geben zu laffen über die wichtigen 
Länder der Welt. Nicht nur den Studierenden, ſondern jedermann 
ſind dieſe Vortragsreihen (unentgeltlich) zugänglich. So bildet 
dieſe gute Form von „university extention“ ein wertvolles Glied 
in der ſtaatspolitiſchen Volksbildung. Beſonders erfreulich ift es, 
daß die materielle Möglichkeit zur Drucklegung der Vorträge und 
damit zu weiteſter Wirkſammachung beſteht. Die drei vorliegen⸗ 
den Bände ſind durchaus wertvolle Beiträge zur weltpolitiſchen 
Literatur, wenn auch die Vielzahl der Mitarbeiter eine gewiſſe 
Ungleichwertigkeit der Einzelabhandlung unvermeidlich macht. Die 
Mitarbeiter find: Band I, Frankreich: Prof. Dr. Schrepfer, 
Dr. B. Dietrich, Prof. Dr. W. Vogel. Band 2, Indien: Prof. 
Dr. Kraus, Prof. B. Sarkar (Kalkutta), Dr. A. Nobel, Prof. 
Dr. Haushofer. Band 5, Italien: Prof. Dr. Greim, H. Klein 
(Berlin), Prof. Dr. Haſſinger. Chr. Ko. 


Luftfahrt 


Einnahmen nur um 1,2 Mill. RM. zurückgingen. Der Verringerung 
der Einnahmen um 4,5 v. . ſteht demnach ein Rückgang des Auf- 
wandes um 8,1 v. Z. gegenüber. — In dem Geſchäftsbericht heißt 
es, daß das vom Reichstag gebilligte Programm des Reichsverkehrs⸗ 
miniſters für die Jahre 1950 bis 1952 ſich auf die ſtetige Entwicklung 
des Unternehmens günſtig ausgewirkt habe. Die Internationaliſie⸗ 
rungsvorſchläge, wie ſie auf der Abrüſtungskonferenz gemacht wur⸗ 
den, werden von der Deutſchen 
Luft Hanſa ſchon aus Wettbe⸗ 
werbsgründen abgelehnt. — Im 
europäiſchen Verkehr hat die Zahl 
der Fluggäſte um faſt 8 v. H. zu⸗ 
genommen. Auch der Gepäd- 
und Frachtverkehr kann eine 
Steigerung verzeichnen, nur die 
Poſt leiſtet ihren Tribut an die 
Kriſe: mit 17 v. Ñ. ift fie hinter 
den Beförderungsmengen des 
Vorjahres zurückgeblieben. Das 
innerdeutſche Streckennetz wurde 
wiederum auf Grund neuer Er⸗ 
fahrungen erheblich verbeſſert. 
Im außereuropäiſchen Dienſt 
brachten die Südatlantikflüge 
günſtige Ergebniſſe. Die poft- 
beförderung kann hier ſogar 
einen Zuwachs von über 90 v. H. 
verzeichnen. Der für das Kri- 
fenjahr günſtige Bericht läßt 
hoffen, daß die Luft Hanfa auch 
weiterhin Herrin der Lage bleibt 
und die in dem Bericht auf⸗ 
gezeigte geſunde Entwicklung 
weiter fortſetzen kann — in die⸗ 
fem Jahr und in den fommen- 
den Jahren. hrzg. 
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Deulſchem Shitja 
an der Gaar! 


Nur B 
gilt noch das Ringen, in dem : eme 
deutſche Brüder und deutſche Schwe liefern wir seit ER astbesoldeten 
ftern unter einer Yremdherrichaft rekt ab u 


NSerer Fabrik 


im Saargebiet ſtehen. 12 Jahre 
nach dem Verſailler Diktat ift fran- Streng vertroulich ohne Anzahlung gegen 
zöſiſches Beſtreben noch darauf ge: 9 Monote Ziel und monatliche Roten 


richtet, deutſches Land vom Erste Rote 1 Monat nach Lieferung Lt amti 


Š Jedes Bett wird nach getroffener Wahl für 155 
= > Die” Abwehr : Bien Den joden tinde re Par Seste tige 
ſtrebens kann nur gelingen, wenn jeder Deutſche für die Minderwertige Ware führen wir nicht ing 


Auch Sie werden bestimmt unser Kunde 1.Über 400000 Kunden 
Verlangen Sie kastenios Muster und Preisliste msn ll E 


2.Über 100000 Kunden 
haben zum 2.Mal 
u. off. nachbesf 


Deut ſcherhaltung des Saargebiets mit einſtehtl 
Wer die Wahrheit über das deutſche Saarland und ſein Schickſal 
unter der Fremdherrſchaft wiſſen will, lefe die reich iluſtrierte 


— — — Aufklärungsſchrift — — — 


„Deulſch die Saar immerdar — 


Trierer - Str. 13 
e 00000000000 Bel festi. Gelegenheiten 


helft die deutiche Saar befreien!“ 8 : will man einen gut. Mosel- 
Zu beziehen von der Geſchäftsſtelle „Saar-Verein“, Berlin SW 11, Korb Obel ab Fabrik Wir” letern unsere. be- 


Streſemannſtraße 42, zum Preiſe von 1,50 Mark. Wer ſich fortlau. Teilzahlung bis 10 Monate. Franko-Liefe- esse We 
fend über die politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe im Gaar- R meg Anzahlungserleichterung. Schlager: : 
3 teil RM 


: E = isse. 
gebiet orientieren will, lefe die Halbmonatsſchrift des Bundes ge Polstergarnitur RM 27.90. Bon N 
der Saarvereine Reichhaltiger Katalog gratis. geg. d. Inserat kostenlos. 


Kor bmöbelfabrik Böhm | weinkellereien 
„Saar Freund“ mit illuſtr. Beilage À Oberlangenstadt327, Liehtenfels-Land F CA x — 
„Suarheimatbilder“. 


Abonnementspreis 1,50 Mark vierteljqährli Beſtellungen nimmt Notverkaul! 
jede Poſtanſtalt (Poſtzeitungsliſte Nr. 248) entgegen. en — la Anzug -Stoffe 


Die Geſchäftsſtelle Saar-Berein und der Bund l d Woll- 

der Saarvereine find die einzige Saarheimat⸗ „ 

Schutzorgantſation im Reiche. Erwerbt die föra RM. 6.80 und 8.80 

dernde Witgliediharı und Ihr vıenı einer Unverbindliche 
— — wahrhaft deutſchen Sade! — — N Kiäder Mustersendung 


Anmeldungen und Anfragen find an die Geſchäftsſtelle „Saar · niedrige Preise wird gern zugesandt! 
Berein” Berlin SW 11, 3 420 9 = 2 Geraer Textilfabrikation 
: G. m. b. H., Gera, Posti. 13 


p’ überseeische Auswanderung deutscher Menschen hat in 
unsern Tagen in ihren wirtschaftlichen und finanziellen 
Unterlagen, ihren Zielländern und ihrem Umfang, ihren Hoff- 

nungen und Aussichten solch beachtenswerte Wandlungen er- 

iy fahren, daß die neue Situation zu einer Aufforderung wird, die 
x einschlägigen Probleme auch vor einem breiteren Auditorium zu 
* besprechen. Von den vielen Fragen der Auswanderung ist in 


m Ö G T C diesem Buch nur die land wirtschaftliche Siedlung im 
H KE | TE n Auslande einer kritischen Prüfung unterworfen, weil sie in 

diesem Augenblick infolge der Wirtschaftskrise und der Ein- 

D € u T f C — ER wanderungspolitik amerikanischer Länder für den wenigbemittel- 
ten Auswanderer fast die einzige solide Aussicht bietet und an- 

A u 7 Lan D f N € D LU n G dererseits aus mancherlei Gründen dem deutschen Volk und 
besonders dem Freund des Auswanderers ernste Aufgaben stellt. 

x Wir meinen, daß die aufschlußreiche Schrift von allen ge- 
— lesen werden sollte, die in Staat und Kommunen, Standesorgani- 
sationen und Vereinigungen von Amts wegen berufen sind, Ar- 


beitslosen und Jugendlichen den Weg in die Zukunft zu weisen. 
Freunde des Auslanddeutschtums und des kolonialen Gedankens 


von Dr MaxGrößer werden ebenfalls Belehrung und Anregung finden. 


AUS DEM INHALT: 
Die Krise der deutschen Überseewanderung als Berufsirage. | Verkümmerung der deutschen 
kolonisatorischen Fähigkeiten. | Zielländer heutiger deutscher Auslandssiedlung. | Finanzielle 
Grundlagen der Auslamdssiedlung. | Staatliche Aufgaben und Leistungen zur Auslandssiedlung. | 
Ergebnisse bisheriger deutscher Auslandssiedlung. | Zur Art der überseeischen Siedlung. | Ziel 
und Bedeutung der Auslandssiedlung. 


Dieser besonnene, sadhkundige und wenwelsende Führer zur Auswanderung 


ist zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt. 
60 Seiten Preis nur 1,50 RM. 


: urfür 2881. 
Zentralverlag G. m. b. H., Berlin W 35, Potsdamer Str. 41. Perterheekkente: Berlin 780 96. 


207 


Der Heimatdienft 


ÜBERSEE- UND 
KOLONIAL-ZEITUNG 


43. Jahrgang 
* 


Das führende Kampforgan 
für deutsche Kolonialpolitik 
x 
Das kolonialwirtschaftliche Nach- 
richtenblatt für industrie und Handel 
* 
Die Monatsschrift des Kolonial- und 
Auslandsdeutschen 
* 
Die aktuelle koloniale Bilderzeitschritt 
* 
Bezugspreis: Ausland jährlich 9,— Mk. Inland 8,— Mk. 
einschließlich Zustellung. / Mitglieder der Deutschen 
Kolonialgesellschaft Vorzugspreise / Lassen Sie sich 
kostenlos Probenummer zusenden durch den Verlag: 


Deutsche Kolonialgesellschaft 
Berlin W 35, Am Karlsbad 10 


Durch dic Tat 


beweisen wir den Wert der Krankenversicherung bei 
unserer Gesellschaft. Allen Anfeindungen zum Trotz 
verteilen wir alle Überschüsse des Jahres 1931 


von mehr als 2 Millionen Mark 


restlos an unsere Versicherten und geben den Ver- 
sicherungen, welche im vergangenen Jahre schaden- 
frei geblieben sind 


wieder 4 Monatsprämien 
als Dividende. 


Durch diese hohe Gewinnbeteiligung bieten wir 


tatsächlich die 
billigste Krankenversicherung. 


Wir zahlen fortlaufend an Versicherungsleistungen 
täglich ca. 60000 Mark. 


Unsere Gesamtleistungen seit 1924 belaufen sich auf 
über 110 Millionen Mark 
für Krankheitskosten, 


über 10 Millionen Mark 
für Versicherten-Dividende. 


Vereinigte 
Krankenversicherungs- 
Aktiengesellschaft 


(vormals Gedevag, Kosmos und Selbsthilfe) 


Verlangen Sie kostenlos und ohne jede Verbindlichkeit Prospekt und 
Aufnahmeschein durch das Spezialbüro für die Beamtenverbände 


OTTO MACK, BERLIN O 17, 


Am Ostbahnhof 12. 


i ifteri i — i il: i Berlin⸗Neukölln. 
twortlich für den redaktionellen Teil gemäß Preſſegeſetz: Minifterialrat Dr. Strahl, Berlin-Grunewald. — Für den Anzeigenteil: Hugo Weiße, . 
ge sr Ah Anzeigenannahme: Sentralverlag G. m. b. H., Berlin W35, Potsdamer Straße 41. Fernruf BA Kurfürſt 28 81. Offſetdruck: W.Bürenftein, Berlin SW as. 


Lehrer und Lehrerinnen, welche sich dem 


Auslandschuldienst 


widmen wollen, lesen 


Die deutsche Schule im Auslande 


Monatsschrilit für deutsche Erziehung 
in Schule und Familie 


Herausgegeben von Prof. Dr. Hettich in Mailand in 
Verbindung mit Direktor Dr. Gaster, Berlin und Rektor 
Georg Reisinger, Rom. 


Organ des „Verbandes deutscher Auslandlehrer und -Lehrerinnen“ 


24. Jahrgang. Preis halbjährl. 4.— RM, Ausland 4.50 RM 


Seit vielen Jahren erste und einzige Zeitschrift ihrer Art. 
Pflegt die Standesinteressen des deutschen Auslandslehrer- 
tums und wendet sich-. sowohl an seminaristisch wie 
akademisch vorgebildete Lehrerkreise. Stellt für die Draußen- 
stehenden die Verbindung mit dem heimischen Schulwesen 
dar und baut die Brücke zum Verständnis der Kräfte, die 
heute in Deutschland an der Umgestaltung der Schule und 
ihrer Methoden am Werke sind. Erfüllt ferner die be- 
deutsame Aufgabe, die deutsche Öffentlichkeit und die 
deutschen Berufskollegen über das kulturelle Leben. unserer 
Auslandsschulen und über die Rolle, die der Auslandlehrer 
als Vermittler dieser Kultur weit über den Rahmen der 
Schule hinaus zu spielen berufen ist, aufzuklären. 


Probehefte erhalten Sie kostenlos von 


Heckners Verlag (Dr. H. Wessel) Wolfenbüttel 


Die Aufklärung über die Haltung der 
französischen Regierung in Lausanne und 
Genf in dem soeben erschienenen Buche: 


Dr. Karl Schwendemann 


Frankreich 


180 Seiten, 26 Karten und Schaubilder. Preis gebd. 5.40 RM. 
Doppelband 27/8 der „Weltpolitischen Bücherei‘. 


Der Autor ist den Lesern des „Heimatdienst“ 
aus vielen Aufsätzen bekannt. Zum erstenmal 
werden in diesem neuen Buche Schwendemanns 
im Zusammenhang die politischen Grundkräfte 
Frankreichs aufgezeigt, die politischen Parteien 
und die geistigen und wirtschaftlichen Strömun- 
gen, die ihnen zugrunde liegen, geschildert und 


Frankreich als außenpolitischer Faktor in 


seiner Gesamtheit und in seinen Ziel- 
setzungen und Methoden dargestellt. 


Bestellen Sie sofort dieses aktuelle Buch. 


Verlangen Sie Sonder prospekte der Welt- 
politischen Bücherei u. des Doppelbandes 27/8. 


Zeniralverlag 6. m. b. H., Berlin W 38, 


Potsdamer Straße 41 
413 


Anſchrift der Reichszentrale für Heimatdienjt, Berlin SW 11, Prin;z-Albrecht-Straße 5. 
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